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Gesetzentwurf 
des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes der Nutzer 
und zur weiteren Erleichterung von Investitionen in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet (Nutzerschutzgesetz - NutzSchG) 

A. Zielsetzung 

Die Regelung der offenen Vermögensfragen ist nach wie vor, auch 
nach verschiedenen Änderungen des Vermögensgesetzes seit sei-
nem Inkrafttreten und nach dem Inkrafttreten des Sachenrechts-

änderungsgesetzes, des Entschädigungs- und -  Ausgleichslei-
stungsgesetzes und des Schuldrechtsänderungsgesetzes, eines 
der Haupthindernisse für Investitionen in den neuen Ländern. 
Vor allem die sogenannte Verfügungssperre des § 3 Abs. 3 des 
Vermögensgesetzes behindert derzeit im Falle des Vorliegens 
eines Rückübertragungsantrages selbst dann bis zum Verfahrens-
abschluß dringend notwendige Investitionen der Nutzer, wenn 
feststeht, daß der Antrag letztendlich abzuweisen ist. Auch im 
verfahrensrechtlichen Bereich des Vermögensgesetzes bestehen 
derzeit noch Hemmnisse. Ferner sind die Vorschriften des Investi-
tionsvorrangsgesetzes - dessen Anwendbarkeit zudem auf vor 
dem 31. Dezember 1995 gestellte Anträge beschränkt ist - teil-
weise zu eng gefaßt. Schutzlücken und technischer Nachbesse-
rungsbedarf bestehen auch bei den Vorschriften zur Abwicklung 
der Bodenreform. Zu Lasten redlicher Grundstücksnutzer und 
(vermeintlicher) Erwerber besteht eine Schutzlücke in den Fällen, 
in denen wegen Mißachtung des materiellen oder formellen 
Rechts durch staatliche Stellen der DDR bei der Veräußerung 
eines Grundstücks oder Gebäudes die Rechtsprechung in jüng-
ster Zeit die Unwirksamkeit des Erwerbsgeschäftes angenommen 
hat. Der Kündigungsschutz für Mieter zu Wohn- und teilweise 
auch zu gewerblichen Zwecken im Schuldrechtsanpassungs-
gesetz ist zu kurz ausgestaltet; die kündigungsschutzrechtlichen 
Wartefristen des EGBGB laufen nach derzeitiger Rechtslage 1995 
aus. Schließlich besteht noch eine Regelungslücke zuungunsten 
der Alteigentümer in den Fällen, in denen bei Enteignungen in 
der DDR an sich festzusetzende Entschädigungen entweder nicht 
festgesetzt oder nicht ausgezahlt wurden. 
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B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf beabsichtigt hier Verbesserun-
gen. Wichtigste Punkte sind folgende: 

- Allgemeine Lockerung der Verfügungssperre des § 3 Abs. 3 
VermG, unter besonderer Berücksichtigung von Komplettie-
rungsfällen und von Fällen, in denen ein Grundstück aus-
schließlich auf besatzungsrechtlicher oder -hoheitlicher Grund-
lage enteignet wurde; 

- Änderung verschiedener verfahrensrechtlicher Regelungen im 
VermG, speziell Einführung der Möglichkeit eines Teilbeschei-
des; 

- Ergänzung des VermG durch eine Entschädigungsregelung in 
den Fällen „steckengebliebener" Entschädigungen; 

- Verlängerung der zeitlichen Geltung des Investitionsvorrang-
gesetzes und Erweiterung der Voraussetzungen für seine An-
wendbarkeit; 

Einführung einer Heilungsvorschrift für zivilrechtliche Mängel 
bei Grundstücksübertragungsgeschäften in der DDR, wenn der 
Erwerber auf deren Bestand vertrauen durfte; 

- Verlängerung der kündigungsschutzrechtlichen Wartefristen 
im EGBGB sowie verschiedener Kündigungsschutzvorschriften 
im Schuldrechtsanpassungsgesetz; 

- Änderung des Artikels 233 §.§.  11 bis 16 EGBGB. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine, außer in den Fällen der Nachentschädigung für steckenge-
bliebene Entschädigungsfälle. In Anbetracht der geringen Grund-
stückswerte in der DDR und der voraussehbar verhältnismäßig 
geringen Zahl von Anwendungsfällen dürfte diese Kostenbela-
stung sich im Rahmen der für den Entschädigungsfonds vorge-
sehenen Finanzausstattung halten. 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/2022 

Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (423) - 526 00 - Nu 1/95 

Bonn, den 18. Juli 1995 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages  

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun-
desrat in seiner 685. Sitzung am 2. Juni 1995 beschlossenen Entwurf eines Ge-
setzes zur Verbesserung des Schutzes der Nutzer und zur weiteren Erleichterung 
von Investitionen in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
(Nutzerschutzgesetz - NutzSchG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes der Nutzer 
und zur weiteren Erleichterung von Investitionen in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet (Nutzerschutzgesetz - NutzSchG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Vermögensgesetzes 

Das Vermögensgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3610) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 2 bis 6 werden durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Dies gilt nicht für Neubau-, Umbau- sowie 
Ausbaumaßnahmen durch den Verfügungsbe-
rechtigten des Gebäudes oder Grundstücks 
und damit im Zusammenhang stehende Bestel-
lungen von Grundpfandrechten, wenn der An-
trag sich auf ein Grundstück bezieht, 

1. das ausschließlich auf besatzungsrechtlicher 
oder besatzungshoheitlicher Grundlage ent-
eignet wurde oder 

2. an dem der jetzige Verfügungsberechtigte 
bereits vor Abschluß des Grundstückskauf-
vertrages über ein dingliches Nutzungsrecht 
verfügte und die Bestellung des Nutzungs-
rechts nicht in unmittelbarem Zusammen-
hang mit dem Erwerb eines Gebäudes nach 
dem 18. Oktober 1989 stand. 

Ausgenommen sind ferner solche Rechtsge-
schäfte, die zur Instandhaltung, Instandsetzung 
oder Bewirtschaftung des Vermögenswertes 
erforderlich sind, und damit im Zusammenhang 
stehende Bestellungen von Grundpfandrech-
ten. Zur Bewirtschaftung erforderlich sind 
auch Modernisierungsmaßnahmen, insbeson-
dere der Einbau oder die Erneuerung von Hei-
zungs- und Sanitäranlagen, verbesserte Wär-
medämmung und vergleichbare Maßnahmen. 
Die Maßnahmen müssen zu einer objektiven 
Wertsteigerung am Grundstück, dem Gebäude 
oder der Wohnung führen. Die Vermögens-
werte dürfen hierdurch in ihrer Nutzungsart 
nicht wesentlich verändert werden. Der Be-
rechtigte ist verpflichtet, dem Verfügungsbe-
rechtigten die aufgewendeten Kosten, soweit 
diese durch Mieterhöhungen auf Grund von 
Instandsetzungs- und Modernisierungsmaß-
nahmen nicht bereits ausgeglichen sind, zu er-
statten, sobald über die Rückübertragung des 
Eigentums bestandskräftig entschieden ist. Der 
Verfügungsberechtigte hat diese Rechtsge-
schäfte so zu führen, wie das Interesse des Be- 

rechtigten mit Rücksicht auf dessen wirk lichen 
oder mutmaßlichen Willen es erfordert, soweit 
dem nicht überwiegende Interessen des Verfü-
gungsberechtigten oder das Gesamtinteresse 
des von dem Verfügungsberechtigten geführ-
ten Unternehmens entgegenstehen; § 678 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches ist entsprechend 
anzuwenden, jedoch bleiben die Befugnisse 
als gegenwärtig Verfügungsberechtigter in den 
Fällen des § 177 des Baugesetzbuches sowie 
nach dem Investitionsvorranggesetz von die-
sem Satz unberührt." 

b) Die bisherigen Sätze 7 bis 9 werden Sätze 9 
bis 11. 

2. § 7 Abs. 7 Satz 4 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Aufwendungen für nach § 3 Abs. 3 zulässige 
Rechtsgeschäfte". 

3. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherigen Sätze 1 bis 3 werden Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ange-
fügt: 

„(2) Ist ein Anspruch auf Entschädigung nach 
den zum Zeitpunkt der Enteignung anzuwen-
denden gesetzlichen Bestimmungen - abgese-
hen von den Fällen nach § 1 Abs. 1 Buchstabe a 
und b - nicht erfüllt worden, so wird eine Ent-
schädigung für die entgangene Entschädi-
gungsleistung nach Maßgabe des Entschädi-
gungsgesetzes gewährt." 

4. § 11 b Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt: 

„Stellt eine Privatperson einen Antrag nach 
Satz 1, so kann der Vertreter seine Vergütung 
und die Erstattung der baren Auslagen von der 
ihn bestellenden Behörde verlangen; diese hat 
einen diesbezüglichen Ersatzanspruch gegen-
über dem Vertretenen." 

b) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6. 

5. § 20 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Im Falle der entgeltlichen Abtretung des An-
spruchs auf Rückübertragung nach § 3 Abs. 1 
Satz 2 kann der Vorkaufsberechtigte in diesen 
Vertrag eintreten." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 mit der Maß-
gabe, daß die Wörter „nach Satz 1" durch die 
Wörter „nach den Sätzen 1 und 2" ersetzt wer-
den. 
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6. In § 33 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(1 a) Die Behörde kann durch Teilbescheid vor-
ab feststellen, daß eine Rückübertragung gemäß 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 oder § 5 ausgeschlos-
sen ist. " 

7. § 37 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Eine verwaltungsgerichtliche Klage gegen 
die Entscheidung des Amtes oder Landesamtes 
zur Regelung offener Vermögensfragen kann nicht 
auf einen Verstoß gegen die Bestimmungen über 
die Zuständigkeit gestützt werden. " 

Artikel 2 

Änderung des Investitionsvorranggesetzes 

Das Investitionsvorranggesetz vom 14. Juli 1992 
(BGBl. I S. 1257, 1993 I S. 1811) wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Schaffung, Wiederherstellung, Instandsetzung 
oder Modernisierung von Wohnraum, wenn 
die voraussichtlichen Kosten im Durchschnitt 
20 000 DM für jede in sich abgeschlossene 
oder selbständig vermietbare Wohnung über-
schreiten; soweit diese Maßnahmen einzelne 
Ein- und Zweifamilienhäuser betreffen, jedoch 
nur im Rahmen einer städtebaulichen Maß-
nahme, " 

2. In § 4 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „31. Dezem-
ber 1995" durch die Angabe „31. Dezember 1998" 
ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

Das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetz-
buche in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. September 1994 (BGBl. I S. 2494), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 2911), wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 232 § 2 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „31. Dezember 
1995" durch die Angabe „31. Dezember 1998" 
ersetzt. 

b) In Satz 3 wird die Angabe „1. Januar 1996" 
durch die Angabe „ 1. Januar 1999" ersetzt. 

2. Artikel 233 wird wie folgt geändert: 

a) § 2 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt: 

„Stellt eine Privatperson einen Antrag nach 
Satz 1, so kann der Vertreter seine Vergü-
tung und die Erstattung .der baren Ausla-
gen von der ihn bestellenden Behörde ver-. 
langen;  diese hat einen diesbezüglichen 
Ersatzanspruch gegenüber dem Vertrete-
nen." 

bb) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden 
Sätze 6 und 7. 

b) § 2a Abs. 5 Satz 2 wird gestrichen. 

c) Nach § 2 c wird folgender § 2 d eingefügt: 

„§ 2d 

Heilung von Mängeln 

(1) Rechtsgeschäfte zur Übertragung eines 
Grundstücks oder Gebäudes und die Zuwei-
sung oder Verleihung eines Nutzungsrechtes 
an einem Grundstück durch eine staatliche 
Stelle, den Vorstand einer landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaft oder eine als staatli-
cher Treuhänder oder Verwalter handelnde Per-
son gelten trotz eines etwa vorhandenen Man-
gels als wirksam, wenn der Erwerber darauf 
vertrauen durfte, daß der Erwerb in der Deut-
schen Demokratischen Republik Bestand haben 
würde. Dies gilt insbesondere dann, wenn 

1. die staatliche Stelle, der Vorstand der land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft 
oder der als staatlicher Treuhänder oder Ver-
walter Handelnde zur Veräußerung, Verlei-
hung oder Zuweisung nicht berechtigt war, 

2. die gesetzlichen Voraussetzungen für die Be-
stellung des Treuhänders oder Verwalters 
nicht vorlagen oder die dafür vorgeschrie-
bene gesetzliche Form nicht eingehalten 
wurde. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn 
dem Erwerber der Mangel der Berechtigung 
oder der im Gesetz vorgeschriebenen Form be-
kannt war oder er unredlich im Sinne des § 4 
Abs. 3 Buchstabe b oder c des Vermögensgeset-
zes war. 

(3) Abweichende gerichtliche Entscheidun-
gen, deren Rechtskraft vor dem [einsetzen: Tag 
des Inkrafttretens des Gesetzes] eingetreten ist, 
bleiben unberührt. " 

d) § 11 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 3 Satz 2 und 3 werden wie folgt ge-
faßt: 

„Die Berichtigung des Grundbuchs und die 
Übertragung ist kostenfrei. Die notwen-
digen Kosten einer Beurkundung von 
Rechtsgeschäften, zu denen der Eigen-
tümer nach Satz 1 verpflichtet ist, trägt der 
Berechtigte. " 

bb) Dem Absatz 4 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Für Klagen nach den Absätzen 3, 4 und 6 
ist das Gericht ausschließlich zuständig, in 
dessen Bezirk das Grundstück ganz oder 
überwiegend liegt. " 

cc) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 an-
gefügt: 

„(6) Ansprüche nach den Absätzen 3 
und 4 stehen Berechtigten nach § 12 Abs. 1 
und Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a und b sowie 
Nr. 2 Buchstabe a auch dann zu, wenn das 
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Grundstück am [einsetzen: Datum des In-
krafttretens dieses Gesetzes] im Grund-
buch noch als Volkseigentum oder als 
Eigentum der Bundesanstalt für vereini-
gungsbedingte Sonderaufgaben eingetra-
gen ist. " 

e) § 12 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 Nr. 2 werden nach dem Wo rt 
 „genommen" das Komma durch das Wort 
 „und" ersetzt sowie nach den Wörtern 

„den Besitzwechsel beantragt hat" die 
Wörter „und zuteilungsfähig ist" gestri-
chen. 

bb) Absatz 2 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) In Nummer 1 Buchstabe b werden 
nach dem Wort  „genommen" das 
Komma durch das Wort „und" ersetzt 
sowie nach den Wörtern „den Besitz-
wechsel beantragt hat" die Wörter 
„und zuteilungsfähig ist" gestrichen. 

bbb) In Nummer 2 werden die Wörter „bei 
für die Land- oder Forstwirtschaft ge-
nutzten Grundstücken (Schlägen)" 
durch die Wörter „bei allen anderen 
Grundstücken" ersetzt. 

cc) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Zuteilungsfähig im Sinne der 
Absätze 1 und 2 ist, wer bei Ablauf des 
15. März 1990 in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet in einem 
Betrieb der Land-, Forst- oder Nahrungs-
güterwirtschaft oder sonst mit unmittelba-
rem Bezug zur Urproduktion tätig war oder 
wer bei Ablauf des 15. März 1990 in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genann-
ten Gebiet gelebt hat und in einem Betrieb 
der Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirt-
schaft oder sonst mit unmittelbarem Bezug 
zur Urproduktion insgesamt mindestens 
zehn Jahre lang tätig gewesen und im An-
schluß an diese Tätigkeit bis zum Ablauf 
des [einsetzen: Datum des Tages vor In-
krafttreten dieses Gesetzes] keiner anderen 
Erwerbstätigkeit nachgegangen ist." 

f) In § 13 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „§ 12 
Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe c" durch die Angabe 

„§ 12 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe d und Nr. 2 
Buchstabe c" ersetzt. 

g) In § 14 wird das Wort „Der" durch das Wo rt 
 „Ein" und die Angabe „ § 11 Abs. 3 Satz 1" 

durch die Angabe „§ 11 Abs. 3, 4 und 6" er-
setzt. 

h) In § 16 Abs. 1 ist nach Satz 3 folgender Satz an-
zufügen: 

„Der Fiskus des Landes hat bei der Verfolgung 
der nach diesem Abschnitt bestehenden An-
sprüche diejenige Sorgfalt walten zu lassen, die 
er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 
hat."  

Artikel 4 

Änderung des Schuldrechtsanpassungsgesetzes 

Das Schuldrechtsanpassungsgesetz vom 21. Sep-
tember 1994 (BGBl. I S. 2538) wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „31. Dezember 
1995" durch die Angabe „31. Dezember 1997" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „31. Dezember 
2000" durch die Angabe „31. Dezember 2005" 
ersetzt. 

2. In § 39 Satz 1 wird die Angabe „31. Dezember 
2010" durch die Angabe „31. Dezember 2015" er-
setzt. 

3. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „31. Dezember 
2000" durch die Angabe „31. Dezember 2005" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „31. Dezem-
ber 2020" durch die Angabe „31. Dezember 
2025" ersetzt. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

I. Stand der Gesetzgebung im Bereich der offenen 
Vermögensfragen 

Die Regelung der offenen Vermögensfragen mit dem 
Grundprinzip „Rückgabe vor Entschädigung" stellt 
nach wie vor eines der Haupthindernisse für Investi-
tionen in den neuen Ländern dar und berücksichtigt 
die Interessen der gegenwärtigen Grundstücksnut-
zer noch nicht in ausreichendem Maße, wenn auch 
das Vermögensgesetz seit seinem Inkrafttreten mehr-
fach geändert und durch zusätzliche Regelungen er-
gänzt worden ist. 

Bereits mit dem Einigungsvertrag war, zusammen 
mit dem Vermögensgesetz, das Gesetz über beson-
dere Investitionen in der Deutschen Demokratischen 
Republik (BGBl. 1990 II S. 1157) in Kraft ge treten, 
das beim Vorliegen besonderer Investitionszwecke 
die Veräußerung von rückgabebelasteten, ehemals 
volkseigenen Grundstücken und Gebäuden ermög-
lichte. Als besondere Investitionszwecke wurden bei-
spielsweise anerkannt die Sicherung oder Schaffung 
von Arbeitsplätzen, die Deckung eines erheblichen 
Wohnbedarfs der Bevölkerung und die dazu erforder-
lichen Infrastrukturmaßnahmen. Im Frühjahr 1991 
führte das Gesetz zur Besei tigung von Hemmnissen 
bei der Privatisierung von Unternehmen und zur För-
derung von Investitionen (Hemmnissebeseitigungs-
gesetz; BGBl. I S. 765) unter anderem mit dem neuen 
§ 3 a des Vermögensgesetzes für die Fälle einer Ver-
fügungsberechtigung der Treuhandanstalt oder einer 
öffentlich-rechtlichen Gebietskörperschaft erweiterte 
Verfügungsmöglichkeiten über anmeldebelastete 
Immobilien ein; im Gegensatz zu dem im Investi-
tionsgesetz vorgesehenen Bescheinigungsverfahren 
waren beim Vorliegen besonderer Investitions-
zwecke diese Körperschaften berechtigt, von sich 
aus Verfügungen über anmeldebelastete Grundstük-
ke zu treffen. Die dadurch eingetretene Zersplitte-
rung wurde durch das Zweite Vermögensrechtsände-
rungsgesetz vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 257) besei-
tigt, das mit der Einführung des Investitionsvorrang-
gesetzes (InVorG) die Investitionsmöglichkeiten auf 
derartigen Grundstücken zusammenfaßte und erwei-
terte. Als weiterer wesentlicher Punkt dieses Geset-
zes ist die Modifikation der Stichtagsregelung des § 4 
Abs. 2 Satz 2 des Vermögensgesetzes (VermG) durch 
verschiedene Ausnahmen (im Falle von Anträgen vor 
dem Stichtag, von wesentlichen Investitionen durch 
den Nutzer oder von gewerblich genutzten Grund-
stücken) zu nennen, die vor allem die Rechtsposition 
der Nutzer in den neuen Ländern verbesserte und 
damit auch bei ihnen wieder Anreize für Investitio-
nen schuf. Der nächste Schritt zum Schutze der Nut-
zer und für eine Verbesserung der Investitionen ge-
schah dann mit dem Gesetz zur Vereinfachung und 

Beschleunigung registerrechtlicher und anderer Ver-
fahren (Registerverfahrenbeschleunigungsgesetz - 
RegVBG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2182). 
In diesem wurde unter anderem die Grundstücksver-
kehrsordnung - die ursprünglich in der DDR mit dem 
Genehmigungserfordernis für Grundstücksveräuße-
rungen ein Instrument der staatlichen Lenkung des 
Grundstücksverkehrs darstellte, mittlerweile aber bis 
zur Entscheidung über einen Rückgabeantrag die 
Ansprüche der Alteigentümer vor Verfügungen über 
die beanspruchten Grundstücke schützen soll - ge-
strafft und neugefaßt. Mit dem ferner darin enthalte-
nen Bodensonderungsgesetz wurde das Problem der 
sogenannten „ungetrennten Hofräume", nämlich 
katastermäßig nicht vermessener größerer Flächen in 
den ehemals preußischen Landesteilen, durch Einfü-
gung eines besonderen Sonderungsverfahrens einer 
Lösung (Grundbuchgängigkeit) zugeführt. Ferner 
führte das Gesetz unter anderm zum Schutz der 
Nutzer ein Vertragsmoratorium für Nutzungsverträge 
über Erholungsgrundstücke, die von staatlichen Stel-
len nicht über volkseigene, sondern von ihnen nur 
verwaltete Grundstücke abgeschlossen wurden, ein, 
und regelte gesetzlich die Wirksamkeit von Überlas-
sungsverträgen. 

Im Jahre 1994 wurden die Gesetzgebungsarbeiten 
weitgehend durch das Gesetz zur Änderung sachen-
rechtlicher Bestimmungen (Sachenrechtsänderungs-
gesetz - SachenRÄndG) vom 21. September 1994 
(BGB1. I S. 2457), das Gesetz zur Änderung schuld-
rechtlicher Bestimmungen im Beitrittsgebiet (Schuld-
rechtsänderungsgesetz - SchuldRÄndG) vom 21. Sep-
tember 1994 (BGBl. I S. 2538) und schließlich das Ge-
setz über die Entschädigung nach dem Gesetz zur 
Regelung offener Vermögensfragen und über staat-
liche Ausgleichsleistungen für Enteignungen auf 
besatzungsrechtlicher oder besatzungshoheitlicher 
Grundlage (Entschädigungs- und Ausgleichslei-
stungsgesetz - EALG) vom 27. September 1994 
(BGBl. I S. 2624) abgeschlossen. Mit dem im Sachen-
rechtsänderungsgesetz enthaltenen Sachenrechtsbe-
reinigungsgesetz wird vor allem den Eigenheimbesit-
zern auf fremdem Grund und Boden ein Recht zum 
Ankauf des Grundstückes oder wahlweise zum 
Abschluß eines Erbbaurechtsvertrages eingeräumt. 
Das Schuldrechtsanpassungsgesetz (Bestandteil 
des Schuldrechtsänderungsgesetzes) unterstellt be-
stimmte, in der DDR abgeschlossene schuldrecht-
liche Nutzungsverhältnisse dem Miet- und Pacht-
recht des BGB; wesentliche Regelungen zugunsten 
der Nutzer stellen hier unter anderem die Kündi-
gungsschutzregelungen sowie die Regelungen für 
Aufwendungen des Nutzers bei Beendigung des Ver-
trages dar. Das Entschädigungsgesetz schließlich 
(Bestandteil des EALG) regelt in Ergänzung zum Ver-
mögensgesetz die Frage der Entschädigungsleistun-
gen für Alteigentümer, die - beispielsweise auf 
Grund redlichen Erwerbs des beanspruchten Vermö- 
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genswertes durch Dritte - ihre enteigneten Vermö-
genswerte nicht zurückbekommen, und schloß die 
bis dahin noch vorhandene Regelungslücke. 

II. Mängel des geltenden Rechts 

Obwohl mit den genannten Gesetzen eine Reihe von 
Verbesserungen der Situa tion der Nutzer von Immo-
bilien im Beitrittsgebiet und der Investitionsmöglich-
keiten auf anmeldebelasteten Grundstücken ge-
schaffen wurde, besteht nach wie vor Nachbesse-
rungsbedarf. 

- Dies gilt vor allem im Bereich der Verfügungs-
sperre des § 3 Abs. 3 VermG, nach der im Falle des 
Vorliegens eines Rückübertragungsantrages über 
einen Vermögenswert - vor allem ein Grundstück - 
der  Verfügungsberechtigte verpflichtet ist, den 
Abschluß dinglicher Rechtsgeschäfte oder die Ein-
gehung langfristiger vertraglicher Verpflichtun-
gen ohne Zustimmung des Berechtigten zu unter-
lassen. Hier liegt auch weiterhin ein wesentliches 
Hemmnis für Investitionen durch die derzeitigen 
Nutzer, ohne daß dies immer zu rechtfertigen ist. 
Sinn der Sperre ist der Schutz des Alteigentümers. 
Dieser erscheint aber bei Grundstücken, die aus-
schließlich auf besatzungsrechtlicher oder besat-
zungshoheitlicher Grundlage enteignet wurden, 
als überflüssig, da diese nach den Regelungen des 
Vermögensgesetzes ohnehin nicht rückgabefähig 
sind. Ebensowenig ist die Sperre für den Fall soge-
nannter Komplettierungskäufe zu rechtfertigen, in 
denen der Nutzer eines volkseigenen Grundstük-
kes an diesem in red licher Weise ein dingliches 
Nutzungsrecht erworben und anschließend - nach 
dem Stichtag 18. Oktober 1989 (Datum des Rück-
tritts Honeckers) - das Grundstück zugekauft hat 
(Besonderheiten gelten hier allerdings für soge-
nannte akzessorische Nutzungsrechte, die in un-
mittelbarem Zusammenhang mit einem Gebäude-
kauf nach dem Stichtag bestellt wurden); bei Kom-
plettierungskäufen kommt eine Rückgabe nicht in 
Betracht. 

- Auch in weiteren Fä llen sind die bereits jetzt im § 3 
Abs. 3 VermG vorgesehenen Ausnahmen von der 
Verfügungssperre, vor allem zur Erhaltung und 
Bewirtschaftung des Vermögenswertes sowie für 
Instandsetzungsmaßnahmen, zu restriktiv und Än-
derungen möglich, ohne die berechtigten Interes-
sen der Antragsteller nach dem Vermögensgesetz 
zu beschneiden. 

- Verschiedene Verfahrensregelungen im Vermö-
gensgesetz sind verbesserungsbedürftig, beson-
ders hinsichtlich der Frage, ob bei eindeutig fest-
stellbar redlichem Erwerb eines anmeldebelaste-
ten Grundstücks durch Dritte ein abweisender 
Teilbescheid möglich ist, ohne daß hierfür durch 
das Amt zur Regelung offener Vermögensfragen 
die Berechtigung des Antragstellers geprüft wer-
den muß. 

- Der mit dem Vorkaufsrecht in § 20 Abs. 1 VermG 
bezweckte Schutz der Bleibemöglichkeit von Mie-
tern  und Nutzern kann dadurch unterlaufen wer-
den, daß der Restitutionsanspruch entgeltlich ab- 

getreten wird. Dies ist mit dem Gesetzeszweck 
nicht vereinbar. 

- Investitionsvorrangverfahren können nach derzei-
tiger Gesetzeslage nur noch bis zum 31. Dezember 
1995 eingeleitet werden; eine Verlängerung dieser 
Frist erscheint geboten. Weiter erscheint die Defi-
nition eines besonderen Investitionszweckes bei 
der Wohnraumbeschaffung als zu eng. 

- Das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetz-
buche (EGBGB) enthält in § 2 Abs. 3 des Arti-
kels 232 besondere Kündigungsregeln - die so-
genannten kündigungsschutzrechtlichen Warte-
fristen - zum Schutz der Mieter in den neuen Län-
dern vor Eigenbedarfskündigungen des Vermie-
ters. Sie wurden durch das Gesetz zur Verlänge-
rung der Wartefristen in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet (BGBl. 1992 I 
S. 2117) bereits einmal bis Ende 1995 verlängert. 
Da sich jedoch die Lage auf dem Wohnungsmarkt 
bis dahin nicht spürbar entspannt haben wird, 
muß die Frist erneut verlängert werden. 

- § 2a Abs. 5 Satz 2 des Artikels 233 EGBGB ordnet 
die Aussetzung vermögensrechtlicher Verfahren 
mit Blick auf die Sachenrechtsbereinigung an; dies 
kollidiert mit der Aussetzung des notariellen Ver-
mittlungsverfahrens in der Sachenrechtsbereini-
gung zugunsten des Rückübertragungsverfahrens 
(§ 94 Abs. 1 Nr. 1 SachenRBerG). Die hierin lie-
gende wechselseitige Blockade sollte aufgehoben 
werden. 

- Der in § 4 Abs. 2 VermG enthaltene Schutz redli-
cher Erwerber von Grundstücken, Gebäuden oder 
dinglichen Nutzungsrechten ist in der Vergangen-
heit durch die Rechtsprechung der Zivilgerichte 
zunehmend ausgehöhlt worden, indem diese als 
Voraussetzung für die Anwendbarkeit des Vermö-
gensgesetzes die zivilrechtliche Wirksamkeit des 
Erwerbs angenommen haben. 

Das zum 1. Januar 1995 in Kraft getretene Schuld-
rechtsanpassungsgesetz (SchuldRAnpG) w andelt 
mehrere Gruppen von in der DDR begründeten 
schuldrechtlichen Bodennutzungsverhältnissen in 
BGB-konforme Vertragsformen um, gewährt aber 
zugunsten der gegenwärtigen Grundstücksnutzer 
einen mittelfristigen Bestandsschutz durch gesetz-
liche Kündigungsschutzfristen. Im Laufe des Ge-
setzgebungsverfahrens wurden die Kündigungs-
schutzfristen für Erholungsgrundstücke erheblich 
verlängert. Demgegenüber erscheint der Schutz 
der Überlassungsverträge zu Wohnzwecken und 
der auf Grund schuldrechtlicher Verträge errich-
teten Wohngebäude zu gering. Dies gilt auch 
im Vergleich mit solchen Überlassungsverträgen, 
die nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz 
(SachenRBerG) in dessen Regelungen einbezogen 
werden. Der Bestandsschutz für als Mietverträge 
fortgeführte Überlassungsverträge zu Wohnzwek-
ken ist auch im Verhältnis zu Mietverhältnissen im 
allgemeinen mit den nach dem Entwurf bis zum 
31. Dezember 1998 zu verlängernden Wartefristen 
für Eigenbedarfskündigungen nicht ausreichend. 

- Im Bereich der Entschädigungsregelungen besteht 
eine Gesetzeslücke zuungunsten der Alteigentü- 
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mer in den Fällen der sogenannten „steckenge-
bliebenen Entschädigungen" . Hier handelt es sich 
darum, daß bei Enteignungen von Vermögenswer-
ten und ihrer Überführung in Volkseigentum zu 
Zeiten der DDR an sich ,zwingend festzusetzende 
Entschädigungen aus heute nicht mehr aufzuklä-
renden Gründen - in der Regel wohl versehent-
lich - nicht festgesetzt oder nicht ausgezahlt wur-
den; nach derzeitiger Gesetzeslage steht den da-
von betroffenen Alteigentümern heute keinerlei 
Anspruch auf Entschädigung zu. 

- Bei den Vorschriften über die Abwicklung der 
Bodenreform sind berechtigte Nutzer volkseigener 
Bodenreformgrundstücke unberücksichtigt ge-
blieben. 

III. Lösung 

Zur Lösung der angeführten Probleme sollen die fol-
genden Gesetze im Rahmen eines Artikelgesetzes 
geändert werden: 

- Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen 
(VermG) 

Hier soll vor allem die Verfügungssperre des § 3 
Abs. 3 für Grundstücke, die ausschließlich auf be-
satzungsrechtlicher oder besatzungshoheitlicher 
Grundlage enteignet wurden, sowie für Komplet-
tierungskäufe besei tigt werden. Ferner enthält der 
Entwurf eine wesentliche Erweiterung der Aus-
nahmen von der Verfügungssperre. Im Bereich der 
Verfahrensregeln wird vorgeschlagen, bei eindeu-
tig feststellbar redlichem Erwerb eines anmelde-
belasteten Grundstücks durch Dritte einen den 
Rückgabeantrag abweisenden Teilbescheid zu er-
möglichen, ohne daß die Berechtigung des An-
tragstellers vorher geprüft werden muß; außerdem 
werden einige weitere Verfahrensregeln geändert. 
Schließlich soll in den Fällen der sogenannten 
steckengebliebenen Entschädigungen dem Alt-
eigentümer ein Entschädigungsanspruch für die 
ihm entgangene Forderung gewährt werden. 

- Die Bleibemöglichkeit von Mietern und Nutzern 
soll auch gegenüber denjenigen gesichert werden, 
die das Grundstück auf Grund einer entgeltlichen 
Abtretung des Restitutionsanspruchs erhalten. 

- Das Investitionsvorranggesetz soll durch eine Er-
weiterung der Definition des besonderen Investi-
tionszweckes bei Investitionen in Wohnraum so-
wie durch eine Verlängerung seiner Geltungs-
dauer bis Ende 1998 verbessert werden. 

- Im Bereich des EGBGB sollen die kündigungs-
schutzrechtlichen Wartefristen um drei Jahre ver-
längert werden; ferner sollen auch hier zwei ver-
fahrensrechtliche Regelungen geändert werden. 
Die wechselseitige Blockade von Verfahren nach 
dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz und dem 
Vermögensgesetz soll durch Streichung des § 2a 
Abs. 5 Satz 2 des Artikels 233 EGBGB beseitigt 
werden. In das EGBGB soll zudem als Artikel 233 
§ 2 d eine Heilungsvorschrift aufgenommen wer-
den, durch welche das berechtigte Vertrauen eines 
Bürgers in den Bestand einer von staatlichen Stel- 

len eingeräumten dinglichen Rechtsposition ge-
schützt wird. 

- Im Bereich des Schuldrechtsanpassungsgesetzes 
wird der Bestandsschutz für Überlassungsverträge 
zu Wohnzwecken angemessen verlängert und 
außerdem, im Fall wesentlicher baulicher Maß-
nahmen oder nicht unerheblicher Um- und Aus-
bauten durch den Nutzer, weiter verlängert. 
Schließlich ist auch eine Verlängerung der Kün-
digungsschutzfristen für auf schuldrechtlicher 
Grundlage zu Wohnzwecken bebaute Grund-
stücke vorgesehen. 

- Die Vorschriften über die Abwicklung der Boden-
reform sollen auf berechtigte Nutzer volkseigener 
Grundstücke erstreckt und technisch verbessert 
werden. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Änderung des Vermögensgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Neufassung von § 3 Abs. 3) 

In seiner bisherigen Fassung enthält § 3 Abs. 3 
VermG in den bisherigen Sätzen 2, 3 und 5 Ausnah-
men von der Verfügungssperre des Satzes 1 für be-
stimmte Gruppen von Rechtsgeschäften, und zwar in 
Satz 2 für Rechtsgeschäfte, die 

a) zur Erfüllung von Rechtspflichten des Eigen-
tümers, insbesondere bei Anordnung eines Mo-
dernisierungs- und Instandsetzungsgebots nach 
§ 177 des Baugesetzbuches zur Besei tigung der 
Mißstände und zur Behebung der Mängel oder 

b) zur Erhaltung und Bewirtschaftung des Vermö-
genswerts erforderlich sind, 

im bisherigen Satz 3 für Instandsetzungsmaßnah-
men, wenn die hierfür aufzuwendenden Kosten den 
Verfügungsberechtigten als Vermieter nach Rechts-
vorschriften zu einer Erhöhung der Jahresmiete be-
rechtigen, und in Satz 5 für Maßnahmen der in Satz 2 
Buchstabe a bezeichneten Art, die ohne eine solche 
Anordnung nach § 177 des Baugesetzbuches vor-
genommen werden, wenn ihre Kosten von der Ge-
meinde oder einer anderen Stelle nach Maßgabe des 
§ 177 Abs. 4 und 5 des Baugesetzbuches erstattet 
werden. 

Der Gesetzentwurf nimmt zunächst die sogenannten 
Komplettierungskäufe (Zukauf von Grund und Bo-
den durch Nutzer, die bereits zuvor in redlicher 
Weise ein dingliches Nutzungsrecht am Grundstück 
erworben haben; ausgenommen sind allerdings nach 
dem 18. Oktober 1989 im Zusammenhang mit einem 
Gebäudekauf verliehene sogenannte akzessorische 
Nutzungsrechte) und Grundstücke, die ausschließ-
lich auf besatzungsrechtlicher oder besatzungsho-
heitlicher Grundlage enteignet wurden, weitgehend 
von der Verfügungssperre aus. Grund der Sperre ist 
die Sicherung des Alteigentümers vor zwischenzeit-
lichen Veränderungen. Dies läßt sich jedoch bei kei-
ner dieser beiden Fallgruppen rechtfertigen, da hier 
etwa gestellte Rückübertragungsansprüche prak-
tisch durchgängig abzuweisen sind. Bei ausschließ- 
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lieh auf besatzungsrechtlicher oder -hoheitlicher 
Grundlage enteigneten Grundstücken gilt dies auf 
jeden Fall, da in diesen Fällen das Vermögensgesetz 
keine Anwendung findet, und auch in den Fällen der 
Komplettierungskäufe sind nach bisheriger Kenntnis 
weit über 90 % der Rückübertragungsanträge bereits 
wegen redlichen Erwerbs des dinglichen Nutzungs-
rechts abzuweisen. Die Verfügungssperre behindert 
in diesen Fällen notwendige und sinnvolle Neubau-, 
Umbau- und Ausbaumaßnahmen der Erwerber, ohne 
daß dem ein schützenswertes Interesse der Alteigen-
tümer gegenüberstünde. Daher sollten derar tige Er-
werber von der Sperrwirkung des § 3 Abs. 3 Satz 1 
weitgehend ausgenommen werden; dies soll auch für 
die mit solchen Verfügungen im Zusammenhang ste-
henden Bestellungen von Grundpfandrechten für 
entsprechende Kreditaufnahmen gelten, nicht jedoch 
generell für Grundpfandrechte, etwa weil der Erwer-
ber aus anderen Gründen einen Kredit benötigt. We-
gen des - geringen - Risikos eines unred lichen Er-
werbs des Nutzungsrechts oder einer etwaigen spä-
teren Feststellung, daß die Enteignung des betreffen-
den Grundstückes doch nicht im Zuge der Bodenre-
form erfolgt ist, muß allerdings sichergestellt bleiben, 
daß diese Grundstücke bis zu einer bestandskräfti-
gen Abweisung des Rückübertragungsantrags nicht 
in das Eigentum Dritter übergehen. Dies soll dadurch 
gewährleistet werden, daß einerseits nur Neu-, Um-
und Ausbaumaßnahmen, nicht aber der Verkauf von 
der Verfügungssperre ausgenommen werden, und 
daß ferner nur der jetzige Verfügungsberechtigte da-
zu befugt sein soll. Für den - seltenen - Fa ll  einer 
späteren Rückübertragung soll es bei der Regelung 
des bisherigen Satzes 4 - nunmehr Satz 7 - bleiben, 
wonach der Berechtigte verpflichtet ist, dem Verfü-
gungsberechtigten aufgewendete Kosten - soweit 
nicht bereits anderweitig ausgeglichen - zu erstatten, 
sobald über die Rückübertragung des Eigentums be-
standskräftig entschieden worden ist. 

Aber auch in den übrigen Fällen, in denen diese Vor-
aussetzungen nicht zutreffen, haben sich nach den 
Erfahrungen der Praxis die bisherigen Ausnahmen 
von der Verfügungssperre als unzureichend heraus-
gestellt. Die Ausnahme des bisherigen Satzes 2 ist 
auf erforderliche Maßnahmen zur Erfüllung von 
Rechtspflichten des Eigentümers, wie z. B. Instand-
setzungs- und Modernisierungsmaßnahmen im Sinne 
von § 177 des Baugesetzbuches zur Beseitigung von 
Mißständen und Mängeln zugeschnitten, sowie auf 
erforderliche Maßnahmen zur Erhaltung und Be-
wirtschaftung des Vermögenswertes. Die Ausnahme 
nach dem bisherigen Satz 3 ist auf das Verhältnis 
zwischen dem Alteigentümer als Vermieter und 
etwaigen Mietern zugeschnitten, was dazu führt, daß 
diese Vorschrift auf Eigentümer aufstehender Ge-
bäude mit dinglichem Nutzungsrecht am Grundstück 
unanwendbar ist. Die Ausnahme nach dem bisheri-
gen Satz 5 schließlich läuft auf Grund der schlechten 
Finanzausstattung der ostdeutschen Kommunen im 
Regelfall ebenfalls ins Leere. Nach geltender Rechts-
lage sind wertsteigernde Modernisierungsmaßnah-
men, wie beispielsweise die Modernisierung von Hei-
zungen und Sanitäranlagen, ganz allgemein bessere 
Energieversorgung oder Wärmedämmung, und zwar 
vor allem bei Eigentümern von Häusern mit ding- 

lichem Nutzungsrecht am Grundstück nicht erfaßt. 
Diese Maßnahmen werden nunmehr durch die Neu-
fassung ermöglicht, denn der Begriff der Modernisie-
rungsmaßnahmen wird nicht mehr an § 177 BauGB 
festgemacht. Es wird außerdem bestimmt, daß Mo-
dernisierungsmaßnahmen, wie die vorstehend ge-
nannten, zur Bewirtschaftung des Vermögenswertes 
erforderlich sind. Solche Maßnahmen liegen im Inter-
esse der Investitionstätigkeit in den neuen Ländern, 
der Nutzer und letztendlich auch - für den Fall der 
Rückübertragung - der Alteigentümer, die auf diese 
Weise einen verbesserten Vermögenswert zurücker-
halten; sie dienen ferner der Verbesserung der Bau-
substanz in den neuen Ländern. Aus diesen Gründen 
sollen die bisherigen Sätze 2, 3 und 5 des Absatzes 3 
gestrichen und durch die neuen Sätze 3 bis 6 ersetzt 
werden. Die Forderungen, daß die Maßnahmen zu 
einer objektiven Wertsteigerung am Grundstück, 
dem Gebäude oder der Wohnung führen müssen und 
die Vermögenswerte in ihrer Nutzungsart nicht 
wesentlich verändert werden dürfen (Sätze 5 und 6 
- neu -), sollen dem Schutz eventueller Alteigen-
tümer vor „aufgedrängten" Maßnahmen dienen. 

Im übrigen soll nach dem bisherigen Satz 4, der als 
Satz 7 erhalten bleibt, der Alteigentümer für den Fall 
der Rückübertragung auch hier dem Verfügungsbe-
rechtigten gegenüber zur Kostenerstattung verpflich-
tet sein, soweit die Kosten nicht bereits anderweitig 
ausgeglichen werden. Insoweit kommt eine Miet-
erhöhung wegen Modernisierung nach § 3 des Miet-
höhegesetzes in Be tracht. 

Der bisherige Satz 6 wird zu Satz 8, jedoch durch die 
Streichung der Bezugnahme auf die bisherigen 
Sätze 3 und 5 und die Ersetzung der Bezugnahme 
auf das Investitionsgesetz - das bereits durch das 
Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz von 1992 
aufgehoben wurde - durch eine Bezugnahme auf das 
Investitionsvorranggesetz modifiziert. Ferner wird in 
diesem Satz ergänzend klargestellt, daß das Interesse 
des Berechtigten auch dann unbeachtlich bleibt, 
wenn ihm überwiegende Interessen des Verfügungs-
berechtigten entgegenstehen, damit nicht das bloße 
Äußern eines entgegenstehenden Willens des Be-
rechtigten bereits zur Verhinderung einer nach ob-
jektiven Gesichtspunkten sinnvollen Investition des 
Verfügungsberechtigten führt. Die bisherigen Sätze 7 
bis 9 bleiben als Sätze 9 bis 11 bestehen. 

Der Entwurf sieht davon ab, eine Kostenhöchst-
grenze zur Vermeidung von Luxussanierungen für 
nach den neuen Sätzen 3 bis 6 erlaubte Sanierungs-
maßnahmen einzuführen, da diese durch die Bezug-
nahme auf Instandhaltung, Instandsetzung oder Be-
wirtschaftung (Satz 3 - neu -) und das Verbot einer 
wesentlichen Veränderung der Nutzungsart (Satz 6) 
ohnehin ausgeschlossen sind (vgl. im übrigen die Be-
gründung zu Artikel 2 Nr. 1 letzter Absatz). 

Zu Nummer 2 (Änderung von § 7 Abs. 7) 

§ 7 Abs. 7 VermG gibt dem Berechtigten gegen den 
Verfügungsberechtigten unter bestimmten Umstän-
den einen Anspruch auf Herausgabe gezogener Nut-
zungen, gegen die der bisherige Verfügungsberech-
tigte Kosten auf Grund von Rechtsgeschäften zur Er- 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/2022 

haltung des Vermögenswertes im Sinne des § 3 
Abs. 3 VermG aufrechnen kann. Infolge der vorge-
schlagenen Neufassung des § 3 Abs. 3 soll jetzt in § 7 
Abs. 7 statt auf die Erhaltung des Vermögenswertes 
auf alle nach § 3 Abs. 3 zulässigen Rechtsgeschäfte 
Bezug genommen werden. 

Zu Nummer 3 (Anfügung eines Absatzes 2 in § 9) 

In der DDR sind in einer Reihe von Fällen Grund-
stücke und sonstige Vermögenswerte in Anspruch 
genommen und in Volkseigentum überführt worden, 
ohne daß eine an sich festzusetzende Entschädigung 
tatsächlich noch festgesetzt oder ausgezahlt wurde. 
Die Gründe hierfür lassen sich heute nicht mehr in 
allen Fällen nachvollziehen. Teilweise wurden Ent-
schädigungen deshalb nicht mehr festgesetzt oder 
ausgezahlt, weil die Enteignungen kurz vor der Wen-
de stattfanden und die staatlichen Organe vor dem 
Ende der DDR nicht mehr dazu kamen. In anderen 
Fällen wurden solche Vermögenswerte bereits vor 
dem Inkrafttreten des Entschädigungsgesetzes der 
DDR enteignet; eine an sich nach dessen § 1 vorgese-
hene Nachentschädigung unterblieb aber aus nicht 
mehr nachvollziehbaren Gründen, ohne daß es sich 
um gezielt diskriminierende Maßnahmen h andelte. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichtes (zwei Urteile vom 24. März 1994, 7 C 11/93 
und 7 C 16/93) liegt in diesen Fällen keine entschä-
digungslose Enteignung im Sinne des § 1 Abs. 1 
Buchstabe a des Vermögensgesetzes vor, da hier-
für ein diskriminierender und gerade deshalb ent-
schädigungslos bleibender Zugriff auf das Eigen-
tum  vorliegen muß, nicht aber das bloße, beispiels-
weise versehentliche, Unterbleiben einer Entschädi-
gung. Grundsätzlich umfaßt § 1 Abs. 1 Buchstabe a 
VermG daher nur solche Enteignungen, deren be-
sonderer Unrechtsgehalt darin liegt, daß bereits 
nach den einschlägigen Vorschriften der DDR für 
bestimmte Enteignungsmaßnahmen eine Entschädi-
gung generell ausgeschlossen war. Das Vermögens-
gesetz ist also auf diese Fälle nicht anwendbar. Da-
mit entfällt gleichzeitig die Voraussetzung der An-
wendbarkeit des Entschädigungsgesetzes der Bun-
desrepublik Deutschland vom 27. September 1994 
(BGBl. I S. 2624, dort  § 1). Nach bisherigem Recht 
steht diesen Enteigneten kein Anspruch auf Ent-
schädigung zu. 

Dies erscheint ungerecht. Der be treffenden Perso-
nengruppe soll zumindest die Möglichkeit einer Ent-
schädigung nach dem Entschädigungsgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland für die ihnen in der 
DDR entgangene Forderung gewährt werden, um sie 
in etwa so zu stellen, als ob es seinerzeit zur Festset-
zung und Auszahlung einer Entschädigung gekom-
men wäre. Eine nachträgliche Festsetzung und Aus-
zahlung nach den Entschädigungsvorschriften der 
DDR würde allerdings Probleme der Rechtsnachfolge 
sowie die Frage aufwerfen, welche Behörden heute 
hierfür zuständig wären. Eine Behandlung entspre-
chend der bei enteigneten Forderungen im Sinne des 
§ 1 Abs. 5 des Vermögensgesetzes scheitert daran, 
daß es sich hier gerade nicht um zielgerichtete Ent-
eignungsmaßnahmen, sondern um zufällige Unter-
lassungen handelte. 

Der Entwurf schlägt vor, diesen Enteigneten die 
Möglichkeit einer Entschädigung für die ihnen sei-
nerzeit entgangene Entschädigungsforderung zu ge-
währen. Voraussetzung ist allerdings, daß an sich 
nach den Vorschriften der DDR eine Entschädigung 
festzusetzen gewesen wäre, die aus nicht diskrimi-
nierenden Gründen entweder nicht festgesetzt oder 
nicht ausgezahlt wurde. Nicht erfaßt sind die Fälle, in 
denen eine geringere als die sonst übliche Entschädi-
gung festgesetzt oder nicht ausgezahlt wurde, da 
diese § 1 Abs. 1 Buchst. b VermG unterfallen. 

Durch die Einführung eines Absatzes 2 werden die 
bisherigen Sätze 1 bis 3 zu Absatz 1. 

Zu Nummer 4 (Ergänzung von § 11 b Abs. 1 VermG) 

Nach § 11 b VermG kann der Antrag auf Bestellung 
eines Vertreters eines nicht feststellbaren Eigen-
tümers von jedem, der ein berechtigtes Interesse dar-
an hat, gestellt werden. Dies kann sowohl die Ge-
meinde, als auch eine Privatperson, insbesondere ein 
Mieter, sein. Zur Kostentragungspflicht ergibt sich 
aus § 16 Abs. 3 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes (VwVfG), der gemäß § 11 b Abs. 4 entspre-
chende Anwendung findet, daß der Vertreter gegen 
den Rechtsträger der Behörde, die um seine Bestel-
lung ersucht hat, Anspruch auf eine angemessene 
Vergütung und die Erstattung der baren Auslagen 
hat; nach Satz 3 der gleichen Vorschrift bestimmt die 
antragstellende Behörde auch die Vergütung und 
stellt die Auslagen und Aufwendungen fest; nach 
Satz 2 hat sie insoweit Ersatzansprüche gegen den 
Vertretenen. Im Falle eines Antrages durch einen Pri-
vaten (natürliche oder juristische Person des Privat-
rechts) fehlt jedoch eine Regelung; es kommt allen-
falls eine Kostentragung durch ihn selbst in Be tracht. 
Dies ist aus sozialen Gründen nicht zumutbar. Im 
übrigen ist auch die Bestimmung der Vergütung und 
Feststellung der Auslagen durch einen Privaten un-
zweckmäßig; die ganze Regelung des § 16 Abs. 3 
VwVfG ist ersichtlich auf Behörden zugeschnitten. 
Durch den neu einzufügenden Satz 5 wird nunmehr 
für den Fall einer Antragstellung durch einen Priva- 
ten eine Verpflichtung der den Vertreter bestellen-
den Behörde zur Zahlung der Vergütung und Ersatz 
der Auslagen des Vertreters eingefügt; diese hat 
wiederum einen Ersatzanspruch gegenüber dem 
Vertretenen. Letztendlich kann sie sich - notfalls 
durch gerichtliche Geltendmachung gegenüber dem 
Vertreter - aus dem vertretenen Vermögenswert (bei-
spielsweise Mieteinnahmen) bef riedigen und läuft 
daher nur ein geringes Kostenrisiko. 

Der Entwurf sieht davon ab, neben der Behörde den 
privaten Antragsteller haften zu lassen. Sollten im 
Einzelfall private Antragsteller im Interesse einer 
schnelleren Erledigung ihres Antrages zur Kostentra-
gung bereit sein, so kann dies jederzeit auf privat-
rechtlicher Basis geregelt werden. 

Als Folgeänderung wird der bisherige Satz 5 zu 
Satz 6. 

Zu Nummer 5 (Änderung des § 20 Abs. 1 VermG) 

Der mit dem Vorkaufsrecht bezweckte Schutz der 
Bleibemöglichkeit von Mietern und Nutzern ver- 
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langt, daß sich das Vorerwerbsrecht auch auf den Fall 
der entgeltlichen Abtretung des Restitutionsan-
spruchs erstreckt. Soll der grundstücksfremde Dritt-
erwerber gegenüber der Bindung des Nutzers an das 
Grundstück beim Erwerb zurückstehen, so muß die-
ses sinnvollerweise bei der entgeltlichen Abtretung 
des Restitutionsanspruchs ebenso wie im Verkaufs-
fall  gelten. 

Zu Nummer 6 (Einfügung eines § 33 Abs. 1 a) 

In den Fällen, in denen die Red lichkeit eines Erwer-
bers verhältnismäßig schnell und unproblema tisch 
festzustellen ist, jedoch die Frage der Berechtigung 
des Antragstellers umfangreichere Prüfungen erfor-
dert, führt das bisherige Verfahren dazu, daß nicht 
der Rückübertragungsantrag auf Grund der festge-
stellten Redlichkeit sofort abgewiesen wird, sondern 
vor einer Entscheidung auch die Berechtigung des 
Antragstellers überprüft werden muß. Bis zu einer 
endgültigen Entscheidung ist der Verfügungsberech-
tigte aber auf Grund des § 3 Abs. 3 VermG weitge-
hend in seinen Verfügungsmöglichkeiten blockiert, 
obwohl sein redlicher Erwerb in diesen Fällen bereits 
feststeht. 

Dies liegt daran, daß nach geltendem Recht zweifel-
haft ist, ob in derartigen Fällen bereits vorab durch 
Teilbescheid über den redlichen Erwerb des Ver-
fügungsberechtigten entschieden werden kann. Im 
Verwaltungsverfahrensgesetz ist die Befugnis zum 
Erlaß eines Teilverwaltungsaktes zwar nicht aus-
drücklich vorgesehen, jedoch allgemein anerkannt, 
wenn dadurch ein Teil eines teilbaren Verfahrensge-
genstandes abgeschlossen wird. Eben diese Teilbar-
keit ist aber bei der hier vorliegenden Konstellation 
fraglich. Der Antrag auf Rückübertragung in Natur 
begründet nämlich gleichzei tig einen Anspruch auf 
Entschädigung nach § 9 Abs. 1 - neu - VermG für 
den Fall der Abweisung wegen redlichen Erwerbs 
des Verfügungsberechtigten, so daß der gesamte An-
trag des Restitutionsberechtigten abschließend nur 
mit einer Entscheidung auch über die Entschädigung 
beschieden werden kann, für die logisch vorrangig 
aber die Frage der Berechtigung ist. Auch die Frage, 
ob § 30 Abs. 1 Satz 4 VermG - der die Beschränkung 
eines Rückübertragungsantrages auf einzelne Ver-
fahrensstufen ermöglicht - als spezielle Errnächti-
gungsgrundlage für einen Teilbescheid angesehen 
werden kann, ist zweifelhaft. Die posi tive Feststel-
lung der Redlichkeit hätte zwar eine endgültige (ne-
gative) Entscheidung über die Rückübertragung in 
Natur zur Folge, würde aber für den Antragsteller 
keine Verfahrensstufe abschließend erledigen, da 
noch über eine mögliche Entschädigungsberechti-
gung nach § 9 Abs. 1- neu - zu entscheiden wäre. 

Andererseits liegt ein erhebliches praktisches Be-
dürfnis vor, in möglichst vielen Fällen einem red-
lichen Erwerber bereits durch eine den Rück-
übertragungsantrag abweisende Vorabentscheidung 
Rechtssicherheit zu verschaffen, ihn von der Verfü-
gungssperre zu befreien und ihm dringend notwen-
dige Investitionen zu ermöglichen. Von der Praxis 
der Vermögensämter wird daher eine gesetzliche 
Klärung dieser Frage nachdrücklich befürwortet. Die 
mit dem Entwurf vorgeschlagene Änderung soll eine 

solche Vorabentscheidung ermöglichen. Über den 
eventuellen Entschädigungsanspruch des Berechtig-
ten kann dann in einem weiteren Verfahrensschritt 
entschieden werden. 

Zu Nummer 7 (Änderung von § 37 Abs. 1 VermG) 

Nach § 37 Abs. 1 VermG kann der Beschwerte gegen 
den Widerspruchsbescheid oder, bei Ausschluß des 
Widerspruchsverfahrens, unmittelbar gegen den Be-
scheid der Behörde Antrag auf Nachprüfung durch 
das Gericht stellen. Sachlich handelt es sich hier-
bei um eine Anfechtungsklage; die Bezeichnung 
als „Antrag auf Nachprüfung durch das Gericht" 
entspricht nicht der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO). Ferner ist nach § 79 Abs. 1 Satz 1 VwGO 
Gegenstand der Anfechtungsklage grundsätzlich der 
ursprüngliche Verwaltungsakt, in der Gestalt, die er 
durch den Widerspruch gefunden hat, und nicht der 
Widerspruchsbescheid (letzterer nur, wenn ein D rit-
ter durch ihn erstmalig beschwert wird). 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in einer Entschei-
dung vom 1. März 1994 diese Vorschrift als lediglich 
deklaratorisch bezeichnet. Eine Klarstellung er-
scheint aber angebracht. Mit der Streichung des bis-
herigen § 37 Abs. 1 Satz 1 werden mögliche Mißver-
ständnisse über die Geltung der Verwaltungsge-
richtsordnung ausgeräumt. Er soll durch eine Formu-
lierung ersetzt werden, die inhaltlich dem bisherigen 
Satz 2 entspricht, aber klarer gefaßt ist. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Investitionsvorrang-
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 3 Abs. 1 InVorG) 

Der Entwurf schlägt mit dieser Änderung eine Erwei-
terung der Investitionsmöglichkeiten vor, die vor 
allem für Drittinvestoren (nicht Nutzer, Eigentümer 
oder Verfügungsberechtigte) bestimmt ist. Im Be-
reich der Wohnraumbeschaffung sind bislang die 
Voraussetzungen für das Vorliegen eines besonderen 
Investitionszwecks in § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des In-
vestitionsvorranggesetzes (InVorG) verhältnismäßig 
eng gefaßt und beschränken sich auf die Schaffung 
neuen Wohnraums oder Wiederherstellung nicht be-
wohnbaren oder vom Abgang bedrohten Wohn-
raums. Es fehlt ganz allgemein die Möglichkeit der 
Sanierung noch bewohnten Wohnraums, die gerade 
bei dem bekannt schlechten Zustand vieler Wohnun-
gen in den neuen Ländern wich tig ist (siehe hierzu 
auch die Ausführungen zu Artikel 1 § 3 Abs. 3 des 
Vermögensgesetzes). 

Durch die Übernahme der in § 21 Abs. 2 festgesetz-
ten Mindestgrenze soll auch in diesen Fällen eine 
„Farbtopfrenovierung" ausgeschlossen werden. Die 
bisherige Einschränkung im letzten Halbsatz der 
Nummer 2, investive Maßnahmen an einzelnen Ein-
und Zweifamilienhäusern nur im Rahmen einer städ-
tebaulichen Maßnahme zuzulassen, soll aber beibe-
halten werden. Anderenfalls wäre ein red licher Er-
werber eines Ein- oder Zweifamilienhauses nicht 
mehr geschützt, denn der Alteigentümer könnte 
einen Antrag nach § 21 des Investitionsvorranggeset-
zes stellen. Die zuständige Behörde wäre ver- 
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pflichtet, in diesen Fällen einen Investitionsvorrang

-

bescheid zugunsten des Alteigentümers zu erlassen 
(§ 21 Abs. 1 Satz 1). Der redliche Erwerber wäre dar-
über hinaus gemäß § 21 Abs. 1 Satz 3 zum Abschluß 
des investiven Kaufvertrages mit dem Alteigentümer 
verpflichtet. Der unredliche Nutzer hingegen könnte 
mittels eines Antrages auf Vornahme von Eigen-
investitionen gemäß § 11 Abs. 5 des Investitionsvor-
ranggesetzes einen begründeten Rückgabeanspruch 
unterlaufen. Diesem Ziel dient die vorgeschlagene 
Neuformulierung der Nummer 2. 

Um der Gefahr von Spekulationskäufen zum Zwecke 
anschließender Luxussanierung und Vertreibung der 
Mieter durch übermäßig erhöhte Mieten vorzubeu-
gen, erscheint die Vorschrift des § 541 b BGB, nach 
der der Mieter Maßnahmen zur Verbesserung nur in 
bestimmtem Umfang zu dulden hat, zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt ausreichend. Nach dem derzeitigen 
Planungsstand (Vereinbarung der Bauminister der 
neuen Lander und des Bundes) soll auch nach Ein-
führung des Vergleichsmietensystems während einer 
Übergangszeit eine Kappungsgrenze von 3 DM/m 2 

 für modernisierungsbedingte Mieterhöhungen gel-
ten. 

Zu Nummer 2 (Änderung des § 4 Abs. 1 
Satz 2 InVorG) 

Nach der bisherigen Rechtslage können Verfahren 
nach dem InVorG gemäß § 4 Abs. 1 Satz 2 nur bis 
zum 31. Dezember 1995 eingeleitet werden. Dieser 
Zeitraum erscheint in Anbetracht des immer noch er-
heblichen Investitionsbedarfs in den neuen Ländern 
als zu kurz. Daher wird eine Verlängerung der Frist 
bis zum 31. Dezember 1998 vorgeschlagen. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche) 

Zu Nummer i (Änderung des Artikels 232 § 2 Abs. 3) 

Die kündigungsschutzrechtlichen Wartefristen in § 2 
Abs. 3 Satz 1 (bei Eigenbedarf) und Satz 3 (bei Einlie-
gerwohnungen) des Einführungsgesetzes zum Bür-
gerlichen Gesetzbuche (EGBGB) waren ursprünglich 
auf das Ende des Jahres 1992 befristet, sind jedoch 
bereits 1992 einmal (durch das Gesetz zur Verlänge-
rung der Wartefristen in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet vom 21. Dezember 
1992 [BGBl. I S. 2117]) auf den 31. Dezember 1995 
bzw. 1. Januar 1996 verlängert worden, da sich bis 
Ende 1992 die Lage auf dem Markt für Mietwohnun-
gen nicht wesentlich entspannt hatte. Auch jetzt be-
steht aber immer noch erheblicher Wohnungsmangel 
in den neuen Ländern, vor allem deshalb, weil die 
vielen noch nicht abgeschlossenen Rückübertra-
gungsverfahren den Wohnungsbau behindern. Zwar 
hat der soziale Wohnungsbau von 1992 bis 1994 
leicht angezogen, und ein weiteres Ansteigen ist zu 
erwarten. In Brandenburg sind z. B. 1993 3 852 Woh-
nungen neu gebaut und 479 wieder bewohnbar ge-
macht worden; 1994 waren es (bis Ende September) 
2 655 Neubauten und 374 bewohnbar gemachte 
Wohnungen. Dem steht aber in Brandenburg ein ge-
schätzter Fehlbestand von ca. 100 000 bis 120 000 

Wohnungen gegenüber; allein in Potsdam sind 6 500 
Anträge mit sozialer Dringlichkeit anerkannt; der 
Gesamtfehlbestand wird auf 10 000 bis 15 000 (ohne 
Zuzüge) geschätzt. Auf absehbare Zeit ist jedenfalls 
noch nicht mit normalen Verhältnissen zu rechnen. 
Eine erneute Verlängerung der kündigungsschutz-
rechtlichen Wartefristen um jeweils drei Jahre bis 
Ende 1998 bzw. Anfang 1999 erscheint daher ange-
bracht. 

Zu Nummer 2 (Änderung des Artikels 233) 

a) Zu § 2 Abs. 3 

§ 2 Abs. 3 des Artikels 233 EGBGB enthält eine dem 
§ 11 b des Vermögensgesetzes entsprechende Rege-
lung für die Beste llung eines Vertreters des unbe-
kannten oder unauffindbaren Eigentümers eines 
Grundstückes, das nicht ehemals staatlich verwaltet 
war (§ 11 b VermG befaßt sich mit ehemals staatlich 
verwalteten Grundstücken). Auch im Rahmen dieser 
Vorschrift stellt sich wiederum das Problem, wer im 
Falle eines Antrages auf Vertreterbestellung durch 
eine Privatperson die Kosten zu tragen hat und wer 
die Vergütung des Vertreters bestimmen und seine 
Auslagen feststellen soll. Da die Problematik hier 
grundsätzlich die gleiche ist wie im Rahmen des 
§ 11 b VermG, schlägt der Entwurf auch die gleiche 
Lösung wie dort vor. 

b) Zu § 2 a Abs. 5 Satz 2 

Die Streichung dieser Vorschrift soll eine wechselsei-
tige Blockade von Rückübertragungsverfahren nach 
dem Vermögensgesetz und von notariellen Vermitt-
lungsverfahren nach § 94 des Sachenrechtsbereini-
gungsgesetzes (SachenRBerG) verhindern. 

Der durch das Zweite Vermögensrechtsänderungs-
gesetz eingeführte § 2 a des Artikels 233 EGBGB ent-
hält eine - in der Regel als Morato rium bezeichnete - 
Besitzrechtsgewährung für bestimmte Nutzer von 
Grundstücken, denen sonst weder ein dingliches 
Nutzungsrecht noch ein Besitzrecht zustehen würde, 
für die jedoch eine Regelung in der Sachenrechtsbe-
reinigung in Aussicht genommen war. Dieses Mora-
torium war ursprünglich bis Ende Dezember 1994 be-
fristet. Um der - künftigen - Sachenrechtsbereini-
gung nicht vorzugreifen, sieht Absatz 5 Satz 2 dieser 
Vorschrift vor, ein Rückübertragungsverfahren nach 
dem Vermögensgesetz auszusetzen, wenn außer die-
sem Besitzrecht keine weiteren dinglichen oder 
schuldrechtlichen Besitzrechte bestehen. 

Durch das am 1. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2457) in 
Kraft getretene SachenRBerG ist das Besitzrecht 
nach § 2 a Abs. 1 des Artikels 233 EGBGB bis zur tat-
sächlichen Bereinigung dieser Rechtsverhältnisse 
nach diesem Gesetz fortgeschrieben worden; die 
Aussetzungsvorschrift des § 2 a Abs. 5 Satz 2 des 
Artikels 233 EGBGB blieb bestehen. Andererseits 
enthält aber § 94 Abs. 1 Nr. 1 SachenRBerG eine Ver-
pflichtung des Notars zur Aussetzung des notariellen 
Vermittlungsverfahrens im Rahmen der Sachen-
rechtsbereinigung, falls eine Rückübertragungsan-
meldung vorliegt. Dies führt dazu, daß in den von 
diesem Moratorium betroffenen Fällen nach derzeiti- 
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ger Rechtslage sowohl das Rückübertragungsverfah-
ren als auch das notarielle Vermittlungsverfahren 
auszusetzen sind; beide Verfahren blockieren sich 
also gegenseitig. Zwar wird teilweise die Ansicht ver-
treten, daß § 94 SachenRBerG als spätere Norm der 
Vorschrift in § 2 a Abs. 5 Satz 2 des Artikels 233 
EGBGB vorgehe; doch herrschen insoweit Zweifel. 
Zur Beendigung dieser wechselseitigen Blockade 
beider Verfahren ist daher eine der beiden Vorschrif-
ten aufzuheben. Der Gesetzentwurf schlägt vor, die 
Vorschrift des § 2 a Abs. 5 Satz 2 des Artikels 233 
EGBGB aufzuheben, da die Klärung der vermögens-
rechtlichen Lage Voraussetzung für das Verfahren 
nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz ist. 

c) Zu § 2d 

Die Rechtsprechung der Zivilgerichte hat in einigen 
Fällen den Anwendungsbereich des Vermögensge-
setzes und seiner Schutzvorschriften eingeschränkt. 
Dies betrifft Sachverhalte, in denen staatliche Stellen 
der DDR Vorschriften des materiellen oder formellen 
Rechts bei oder im Vorfeld der Veräußerung eines 
Grundstücks oder Gebäudes oder der Bestellung des 
Nutzungsrechtes mißachtet haben. Für den Nutzer 
und (vermeintlichen) Erwerber kann das heute zur 
Folge haben, daß er - trotz mehrjähriger Ausübung 
des ihm von staatlichen Stellen eingeräumten unmit-
telbaren Besitzes und teilweise trotz vollzogener 
Grundbucheintragung - über keinerlei gesicherte 
Rechtsposition verfügt. 

Aufbauend auf der Gemeinsamen Erklärung der Re-
gierungen beider deutscher Staaten schließt das Ver-
mögensgesetz in § 4 Abs. 2 die Rückübertragung von 
Grundstücken aus, wenn eine natürliche Person dar-
an in redlicher Weise Eigentum oder ein dingliches 
Nutzungsrecht erworben hat. Nach der Rechtspre-
chung der Zivilgerichte soll dieser Schutz nur in sol-
chen Fällen bestehen, in denen eine dingliche 
Rechtsposition in zivilrechtlich wirksamer Weise er-
worben wurde. 

In Fällen, in denen es an dieser Voraussetzung fehlt, 
haben die Zivilgerichte mehrfach - trotz Redlichkeit 
des vermeintlichen Erwerbers - Klagen von Alteigen-
tümern auf Herausgabe von Grundstücken und ge-
gebenenfalls auf Grundbuchberichtigung stattgege-
ben. 

Zu Lasten der derzeitigen Grundstücksnutzer wur-
den von den ordentlichen Gerichten u. a. folgende 
Fälle entschieden: 

- Der Rat eines Kreises war als Treuhänder eines 
Ausgereisten aufgetreten, obwohl in Wahrheit der 
Rat der Gemeinde dazu bestellt worden war, und 
hatte gemeinsam mit der Ehefrau des Be troffenen 
das in ehelicher Vermögensgemeinschaft stehen-
de Grundstück veräußert. Der Erwerb des Grund-
stücks durch einen redlichen Dritten wurde vom 
BGH als zivilrechtlich unwirksam angesehen 
(BGH, Urt. v. 12. November 1992 - V ZR 230/91 - 
VIZ  1993, S. 67 = ZOV 1993, S. 54). 

- Für den vermeintlichen Miteigentumsanteil eines 
Ausgereisten an einem Grundstück wurde ein 
Treuhänder bestellt, um dieses zu veräußern. Tat-
sächlich war der Ausgereiste jedoch alleiniger 

Eigentümer. Der BGH sah die Veräußerung an 
einen redlichen Dritten wegen der Unwirksamkeit 
der Treuhänderbestellung als nichtig an (BGH, 
Urt. v. 11. Februar 1994 - V ZR 254/92 - NJW 1994, 
S. 1283 = VIZ 1994, S. 243 = ZOV 1994, S. 379). 

- Der Rat einer Gemeinde war als Treuhänder eines 
im Eigentum eines Ausgereisten stehenden 
Grundstücks eingesetzt worden. Ohne notarielle 
Beurkundung gab er das Grundstück an den Rat 
des Kreises weiter, der wiederum die Rechtsträger-
schaft des nun als volkseigen bezeichneten 
Grundstücks an den Rat der Gemeinde zurück-
gab. Nunmehr wurde für den letzteren in der Lie-
genschaftskartei Volkseigentum vermerkt. Danach 
wurde zunächst das Gebäude an einen Red lichen 
veräußert und diesem ein dingliches Nutzungs-
recht bestellt. Später erfolgte auch die Veräuße-
rung des Grundstücks an diesen. Wegen der un-
wirksamen Überführung in Volkseigentum sollen 
nach Ansicht des Bundesgerichtshofs alle Verfü-
gungen zugunsten des Erwerbers unwirksam sein 
(BGH, Urt. v. 24. Juni 1994 - V ZR 233/92 - DtZ 
1994, S. 345 = VIZ 1994, S. 539 = ZOV 1994, 
S. 386). 

- Nach Ansicht des OLG Dresden ist ein Enteig-
nungsbeschluß ohne Bekanntgabe an den Betrof-
fenen unwirksam. Dieser könne zivilrechtlich die 
Herausgabe des Grundstücks begehren (OLG 
Dresden, Urt. v. 12. Januar 1994 - 5 U 159/93, VIZ 
1994, S. 489). 

Auch das Sachenrechtsbereinigungsgesetz billigt 
einem Grundstücksnutzer ein Recht wahlweise zum 
Ankauf oder zur Bestellung eines Erbbaurechtes je-
weils zur Hälfte des Verkehrswertes nur bei einer 
zivilrechtlich bestandskräftigen Rechtsposition des 
Nutzers zu. Anspruchsberechtigter ist der Inhaber 
eines (wirksam) verliehenen oder zugewiesenen Nut-
zungsrechtes oder derjenige Nutzer, der unter be-
stimmten Umständen mit einer staatlichen Stelle 
einen wirksamen, beurkundeten Kaufvertrag über 
ein Grundstück oder Gebäude abgeschlossen hat (§ 9 
Abs. 1 Nr. 2 und 7, § 121 SachenRBerG). Es ist nicht 
auszuschließen, daß beim Vorliegen zivilrechtlicher 
Mängel bei der Übertragung von Nutzungsrechten 
oder beim Abschluß von Kaufverträgen auch eine 
Anspruchsberechtigung des Nutzers nach dem Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetz nicht besteht. 

Diese Einschränkung des Anwendungsbereiches von 
Vermögensgesetz und (möglicherweise) Sachen-
rechtsbereinigungsgesetz kann im Einzelfall zu un-
billigen Ergebnissen führen. In der DDR war für den 
Erwerber eines Grundstücks, Gebäudes oder dingli-
chen Nutzungsrechtes in der Regel nicht erkennbar, 
ob die Überführung des Grundstücks in Volkseigen-
tum oder die Bestellung eines Treuhänders unter Be-
achtung der gesetzlichen Vorschriften durchgeführt 
wurde. Im politischen System der DDR, in dem das 
Recht oftmals instrumentellen Charakter besaß und 
zur Durchsetzung von - durch die von der Staats-
und Parteiführung definierten - Zielen diente, war es 
zudem von nicht durch den Erwerber zu beeinflus-
senden Zufälligkeiten abhängig, ob der Staat sich 
der Mittel des Rechts bediente und an sich auch ihn 
bindende Vorschriften beachtete. Bei H andlungen 
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staatlicher Stellen konnte ein Erwerber zudem in 
aller Regel davon ausgehen, daß diese in der DDR 
auch bei Mißachtung von Vorschriften Bestand ha-
ben würden. Im (unwahrscheinlichen) Fall einer An-
fechtung einer solchen Handlung hätte das Rechts-
geschäft in wirksamer Form wiederholt werden kön-
nen. 

Erst mit Wiederherstellung der staatlichen Einheit 
Deutschlands und der Einführung einer unabhängi-
gen Gerichtsbarkeit haben sich die Umstände dahin 
gehend verändert, daß die Handlungen staatlicher 
Stellen der DDR effektiv auf ihre zivilrechtliche Wirk-
samkeit überprüft werden können. Für Grundstücks-
nutzer und vermeintliche Erwerber hat diese Ent-
wicklung zur Folge, daß ihnen eine - wenn auch 
möglicherweise nur faktisch wirksame - Rechtsposi-
tion nachträglich wieder entzogen werden könnte. 
Dies ist insbesondere in solchen Fä llen nicht zu 
rechtfertigen, in denen ein Nutzer jahrelang ein 
Grundstück auf Grundlage eines (nun als zivilrecht-
lich unwirksam angesehenen) Nutzungsrechts ge-
nutzt hatte oder ein Grundstücks- oder Gebäude-
kaufvertrag im Grundbuch vollzogen wurde. 

Die Orientierung an der zivilrechtlichen Wirksamkeit 
von Handlungen staatlicher Stellen verkennt j eden-
falls den Rechtsgedanken des Artikels 19 des Eini-
gungsvertrages, der dem staatlichen Handeln der 
DDR - im Bereich von Verwaltungsakten - grund-
sätzlich Bestandskraft zubilligt. In dieser Vorschrift 
kommt zudem der allgemeine Gedanke zum Aus-
druck, daß Bürger der DDR auf den Bestand der 
Rechtsakte dieses Staates, unabhängig von ihrer ma-
teriellen Rechtmäßigkeit, vertrauen durften. 

Vor diesem Hintergrund verdient auch das Vertrauen 
von Bürgern der ehemaligen DDR auf den Bestand 
dinglicher Rechtspositionen, die durch staatliche 
Stellen übertragen wurden, eine besondere Schutz-
vorschrift. Es ist daher geboten, solchen Rechtsakten 
zugunsten redlicher Erwerber auch in der Bundes-
republik Deutschland zu zivilrechtlicher Wirksamkeit 
zu verhelfen. Der Entwurf enthält zu. diesem Zweck 
eine Heilungsvorschrift, durch welche die zivilrecht-
liche Wirksamkeit der Veräußerung von Grund-
stücken oder Gebäuden oder von dinglichen Nut-
zungsrechten im Wege einer gesetzlichen Fiktion 
hergestellt wird. 

Die - nur auf den ersten Blick ungewöhnlich wir-
kende - Vorschrift orientiert sich an anderen Hei-
lungsvorschriften, die nach der Wiederherstellung 
der staatlichen Einheit Deutschlands die Wirksam-
keit zivilrechtlich unwirksamer oder zumindest zwei

-

felhafter Handlungen (insbesondere staatlicher Or-
gane) der DDR herstellt, um den intendierten Zweck 
des seinerzeitigen Rechtsgeschäfts zu sichern: 

- Artikel 231 § 8 EGBGB heilt bestimmte Mängel 
von Vollmachtsurkunden staatlicher Organe. Be-
deutsam wird die Vorschrift vor allem bei der Ver-
äußerung von Grundstücken durch staatliche Stel-
len an  private Dritte. 

- Artikel 232 § 1 a EGBGB erkennt die Wirksamkeit 
sogenannter Überlassungsverträge an , bei denen 
zuvor die Berechtigung staatlicher Stellen zum 
Vertragsabschluß bestritten worden war. 

- § 8 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 3 SchuldRAnpG 
überwindet die mangelnde Berechtigung einer 
staatlichen Stelle zum Abschluß eines schuldrecht-
lichen Nutzungsvertrages. 

- § 19 Abs. 2 SchuldRAnpG heilt den Mangel der in 
§ 312 Abs. 1 Satz 2 ZGB gesetzlich vorgeschriebe-
nen Schriftform bei Nutzungsverträgen zu Erho

-

lungszwecken. 

Wie diese Vorschriften hat die im Entwurf vorgese-
hene Heilung zivilrechtlicher Mängel zur Folge, daß 
einem anderen eine - ihm nach der gegenwärtigen 
Rechtsprechung der Zivilgerichte unter Umständen 
zustehende, allerdings in der ehemaligen DDR nicht 
durchsetzbare - Rechtsposition entzogen wird. Dies 
findet seine Rechtfertigung in den Besonderheiten 
der Zusammenführung der Rechtsordnungen im ver-
einigten Deutschland, die eine spezielle Regelung 
für den Bereich der Entziehung von Vermögenswer-
ten durch staatliche Stellen in der Gemeinsamen Er-
klärung und dem Vermögensgesetz gefunden haben. 
Der dort  intendierte Schutz redlicher Erwerber be-
schränkt nach der Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts insoweit in verfassungsmäßig zu-
lässiger Weise die Rechte von Alteigentümern (vgl. 
etwa BVerwG, Beschl. v. 20. Januar 1994 - 7 B 8.94 - 
VIZ  1994, S. 186). Die von den Zivilgerichten vorge-
nommene Einschränkung des Schutzes auf den zivil-
rechtlich wirksamen Bestand dinglicher Rechte ent-
spricht nicht dem Geist der Gemeinsamen Erklärung 
und des Vermögensgesetzes. Bei der im Entwurf vor-
gesehenen Heilungsvorschrift handelt es sich daher 
lediglich um eine Klarstellung der ursprünglichen 
Intention beider Regelungen. Sie entspricht zudem 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, 
nach der das Vermögensgesetz - in ausdrücklicher 
Abweichung vom BGH - auch auf faktisch wirk-
same Vermögensentziehungen anwendbar ist (vgl. 
BVerwG, Urt. v. 30. Juni 1994 - 7 C 24.93 - VIZ 1994, 
S. 538 = ZOV 1994, S. 402). 

Nach der Heilung zivilrechtlicher Mängel bleibt dem 
Alteigentümer die Möglichkeit, die Rückführung des 
Grundstücks nach dem Vermögensgesetz zu betrei-
ben und im Falle des Restitutionsausschlusses nach 
§ 4 VermG Entschädigung zu verlangen. Die Vor-
schrift überwindet nur solche zivilrechtlichen Män-
gel, die von der staatlichen Stelle zu vertreten sind. 

aa) Zu Absatz 1 

Absatz 1 fingiert die Wirksamkeit der Übertragung 
einer der in Satz 1 genannten dinglichen Rechtsposi-
tion durch eine staatliche Stelle trotz des Vorhanden-
seins eines (zivilrechtlichen) Mangels. Gleichgestellt 
sind Handlungen des Vorstandes einer landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaft (wesentlich 
vor allem für die Zuweisung eines Nutzungsrechtes) 
oder einer als staatlicher Treuhänder oder Verwalter 
handelnden Person. 

Geheilt werden bei der Übertragung von Grund-
stücken oder Gebäuden die dafür notwendigen 
Rechtsgeschäfte. Dies sind schuldrechtliche Verträge 
(Kauf, Tausch, Schenkung etc.), die allerdings nach 
§ 297 Abs. 1 ZGB zugleich die unbedingte und unbe-
fristete Erklärung des Veräußerers und Erwerbers 
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enthalten mußten, daß das Eigentum an dem Grund-
stück auf den Erwerber übergehen soll. Die Heilung 
betrifft daher - nach dem Verständnis des BGB - so-
wohl schuldrechtliche als auch sachenrechtliche Ele-
mente. Sie ersetzt hingegen eine etwa für die Wirk-
samkeit des Erwerbs notwendige Grundbucheintra-
gung nicht. Ist die Grundbucheintragung bereits er-
folgt, verschafft die Vorschrift dem (bislang vermeint-
lichen) Erwerber Eigentum; fehlt es an der Eintra-
gung, erhält dieser einen Eigentumsübertragungsan-
spruch. 

Bei der Verleihung oder Zuweisung von Nutzungs-
rechten bezieht sich die Vorschrift auf die Wirksam-
keit des Rechtsaktes als Ganzem. 

Satz 2 nennt Regelbeispiele für zivilrechtliche Män-
gel, die im Einzelfall unbeachtlich sind: 

- Von.  Nummer 1 sind Fälle erfaßt, in denen staat-
liche Stellen unter Überschreitung ihrer gesetzli-
chen Befugnisse dingliche Rechtspositionen über-
tragen haben. Die Vorschrift bet rifft auch Fälle, in 
denen die Überführung in Volkseigentum oder die 
Inanspruchnahme eines Grundstücks durch eine 
LPG unwirksam war und die staatliche Stelle aus 
diesem Grunde keine Berechtigung zur Übertra-
gung dinglicher Positionen hatte. 

- Nummer 2 bezieht sich auf die von der Rechtspre-
chung häufig behandelte Fallgruppe der Bestel-
lung eines Treuhänders oder Verwalters für ein 
Grundstück. Mängel beim Bestellungsakt oder 
eine Überschreitung der Befugnisse des Treuhän-
ders oder Verwalters sollen unbeachtlich sein. 

Auch bei weiteren zivilrechtlichen Mängeln soll im 
Einzelfall eine Heilung möglich sein. 

Der zweite Halbsatz des Satzes 1 macht die Heilung 
von der einschränkenden Voraussetzung abhängig, 
daß der Erwerber auf den Bestand seines Erwerbs in 
der DDR vertrauen durfte. Dies ist im Streitfall von ei-
ner entsprechenden Wertung des erkennenden Ge-
richts abhängig. Ein schützenswertes Vertrauen des 
Erwerbers auf den Bestand seines Erwerbs kann ins-
besondere dann angenommen werden, wenn er den 
unmittelbaren Besitz über das Grundstück über meh-
rere Jahre ausgeübt oder sein Rechtserwerb unwi-
dersprochen ins Grundbuch eingetragen wurde. Ob 
im Einzelfall ein anzuerkennender Vertrauenstatbe-
stand begründet wurde, hängt auch von der Art des 
Mangels ab. Wurde bei der Veräußerung an den jet-
zigen Erwerber etwa die notarielle Form nicht einge-
halten und wurde diese auch nicht durch eine Beur-
kundung des Liegenschaftsdienstes ersetzt, konnte 
kein Vertrauen in den Bestand begründet werden. 
Die Nichteinhaltung dieser Formvorschriften fällt 
auch in der DDR in das allgemeine Lebensrisiko 
eines jeden. Anders könnten allerdings Fälle zu be-
urteilen sein, in denen statt des Notars ein insoweit 
nicht befugter Mitarbeiter gehandelt hat. 

bb) Zu Absatz 2 

Absatz 2 schließt eine Heilung aus, wenn der Erwer-
ber unredlich im Sinne des § 4 Abs. 3 Buchstabe b 
oder c VermG war. Anders als im Vermögensgesetz 
(§ 4 Abs. 3 Buchstabe a) soll eine Heilung nur bei po- 

sitiver Kenntnis des Mangels seitens des Erwerbers 
ausgeschlossen sein. 

cc) Zu Absatz 3 

Vor Inkrafttreten der Vorschrift ergangene und in 
Rechtskraft erwachsene Entscheidungen sollen un-
berührt bleiben. 

d) Zu§11 

Die Übertragung des kraft Gesetzes zugewiesenen 
Bodenreformlandes ist nach § 11 Abs. 3 Satz 2 ge-
bührenfrei. Diese Befreiung sollte auch für die Ausla-
gen und auch für die Berichtigung des Grundbuchs 
gelten. Die notwendigen Kosten des Verpflichteten 
soll der Berechtigte tragen. Dies soll durch die Neu-
fassung der Sätze 2 und 3 klargestellt werden. 

Bei der Geltendmachung von Ansprüchen nach den 
Vorschriften über die Abwicklung der Bodenreform 
können Klagen zu erheben sein. Die Gerichte vernei-
nen dabei meist den Belegenheitsgerichtsstand und 
verweisen Rechtsstreite an den allgemeinen Ge-
richtsstand des Schuldners. Der aber ist nament lich 
bei Erbengemeinschaften schwer auszumachen und 
kann Zuständigkeitsbestimmungen nach § 36 Nr. 6 
der Zivilprozeßordnung auslösen. Dies ist sehr auf-
wendig und ließe sich vermeiden, wenn kraft Geset-
zes die Belegenheit als ausschließlicher Gerichts-
stand bestimmt wird. Dem dient die Änderung des 
Absatzes 4. 

Die Vorschrift des § 12 stellt darauf ab, daß das 
Grundstück als P rivateigentum eingetragen ist. Das 
ist dann nicht ausreichend, wenn Besitzwechselpro-
tokolle vorliegen, die zu DDR-Zeiten nicht mehr voll-
zogen worden sind. Hier muß zum Schutz solcher 
Nutzer ein zusätzlicher Auflassungsanspruch be-
gründet werden. Dieser muß aber auf die Fälle be-
grenzt werden, daß bei Inkrafttreten des Gesetzes 
noch Volkseigentum oder Eigentum der Bundesan-
stalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (frü-
her: Treuhandanstalt) im Grundbuch eingetragen ist. 
Ist das Grundstück veräußert worden, steht das 
Eigentumsrecht des Erwerbers einem Anspruch ent-
gegen. 

e) Zu § 12 

Bei den Grundstücken nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b handelt es sich um be-
wohnte Hausgrundstücke und die dazugehörigen 
Gärten. Schutzgut dieser Vorschriften ist die Woh-
nung der dort  wie Eigentümer lebenden Menschen. 
Die Hausgrundstücke wurden ihnen zur Wohnung 
überlassen, seit der Besitzwechselverordnung 1975 
auch, wenn sie nicht in der Landwirtschaft gearbeitet 
haben. Im Sinne der beabsichtigten Nachzeichnung 
der DDR-Besitzwechselpraxis ist das Kriterium der 
Zuteilungsfähigkeit in diesem Zusammenhang sy-
stemfremd und deshalb zu streichen. 

In Absatz 2 Nr. 2 ist eine Regelung enthalten, die für 
alle Grundstücke gedacht ist, die nicht unter 
Nummer 1 fallen. Das kommt in der Einleitungsfor-
mel der Nummer 2 nicht deutlich zum Ausdruck und 
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soll durch eine Neufassung dieser Einleitungsformel 
klargestellt werden. 

In Absatz 3 ist versehentlich davon die Rede, daß die 
Tätigkeit in der Land-, Forst- und Nahrungsgüter-
wirtschaft „vor" Ablauf des 15. März 1990 erfolgt 
sein muß. Gemeint war aber, daß alle in der 2. Alter-
native genannten Kriterien bei Ablauf des 15. März 
1990 gegeben sein mußten. Die Einfügungen stellen 
klar, daß in Nachzeichnung der Bodenreformvor-
schriften grundsätzlich auf die Tätigkeit in Betrieben 
der Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft abzu-
stellen ist, ohne daß die Urproduktion im selbstän-
digen Betrieb oder in wissenschaftlichen Instituten 
ausgegrenzt wird. 

f) Zu § 13 

In § 13 Abs. 3 Satz 3 ist übersehen worden, daß der 
Fiskus auch Ansprüche nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 
Buchstabe d haben kann. Diese muß er auch sichern 
können. 

g) Zu § 14 

Die Verjährung soll alle Ansprüche nach § 11 erfas-
sen, nicht nur die nach § 11 Abs. 3 Satz 1. Deshalb ist 
eine Anpassung geboten. 

h) Zu § 16 

Für die Geltendmachung der Ansprüche nach § 11 
durch den Landesfiskus fehlen bisher Vorgaben. Dies 
ist im Interesse der Nutzer, z. B. im Zusammenhang 
mit Vergleichen oder Anspruchsverzichten, geboten. 
Der neue Satz 4 sieht hierzu vor, daß der Landesfis-
kus nach Maßgabe der für seine eigenen Angelegen-
heiten geltenden Vorschriften vorzugehen hat. Er ist 
damit abgesichert. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Schuldrechts-
anpassungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung des § 38) 

Die Vorschrift betrifft Überlassungsverträge zu 
Wohnzwecken, durch die ein Grundstück mit einem 
aufstehenden Gebäude überlassen wurde, wenn sich 
die in § 12 Abs. 2 SachenRBerG bezeichneten Inve-
stitionen nicht nachweisen lassen. Nach der bisheri-
gen Gesetzesfassung besteht ein absoluter Kündi-
gungsausschluß bis zum 31. Dezember 1995 (Ab-
satz 1); bis zum 31. Dezember 2000 sind Eigenbe-
darfskündigungen des Grundstückseigentümers nur 
bei einer Unzumutbarkeit des Ausschlusses des Kün-
digungsrechts zulässig (Absatz 2). Überlassungsver-
träge waren nach ihrer einzelvertraglichen Ausge-
staltung (lange Vertragsdauer, oftmals mit Verlänge-
rungsoption sowie Einräumung einer eigentümer-
ähnlichen Stellung) in der DDR besonders bestands-
kräftig. Soweit diese Überlassungsverträge in Miet-
verhältnisse übergehen, sind hinsichtlich der Kündi-
gungsschutzregelungen zunächst die für Mietver-
hältnisse im allgemeinen gegenüber Eigenbedarfs-
kündigungen geltenden Kündigungsschutzfristen, 
die nach Artikel 3 des Entwurfs bis zum 31. Dezember 
1998 verlängert werden sollen, als Maßstab heranzu- 

ziehen. Denn es müssen, insbesondere auch aus ver-
fassungsrechtlicher Sicht, die berechtigten Belange 
des mit der Kündigungsschutzfrist belasteten Grund-
stückseigentümers einbezogen werden. Deshalb ist 
es sachgerecht, die Kündigungsschutzfrist für Über-
lassungsnehmer, die nunmehr das Wohngebäude als 
Mieter nutzen, in Anlehnung an andere Wohnungs-
mietverhältnisse zu bestimmen, andererseits aber der 
besonderen Bestandskraft von Überlassungsverträ-
gen durch eine maßvolle Besserstellung gegenüber 
Wohnungsmietern im allgemeinen Rechnung zu tra-
gen. In der Neufassung des § 38 Abs. 1 Schuld-
RAnpG sollen deshalb ordent liche Kündigungen des 
Grundstückseigentümers bis zum 31. Dezember 1997 
ausgeschlossen sein Nach § 38 Abs. 2 SchuldRAnpG 
soll der Grundstückseigentümer in der Zeit vom 1. Ja-
nuar 1998 bis zum 31. Dezember 2005 nur bei Vorlie-
gen von Eigenbedarf zu Wohnzwecken kündigen 
dürfen, wenn der Ausschluß des Kündigungsrechtes 
für ihn unzumutbar wäre. Dem Grundstückseigentü-
mer wird durch § 35 SchuldRAnpG ein sofortiger An-
spruch auf Zahlung des im Beitrittsgebiet dann vor-
aussichtlich durch das Mietenüberleitungsgesetz er-
höhten Mietzinses zugebilligt, so daß ein finanzieller 
Ausgleich für die Beschränkung seiner Eigentümer-
rechte vorhanden ist. 

Zu Nummer 2 (Änderung des § 39) 

§ 39 SchuldRAnpG verlängert in der bisherigen Ge-
setzesfassung die Kündigungsschutzfrist des § 38 
Abs. 2 SchuldRAnpG für Überlassungsverträge zu 
Wohnzwecken bis zum 31. Dezember 2010, wenn der 
Nutzer auf dem Grundstück in nicht unerheblichem 
Umfang Um- und Ausbauten oder wesentliche bau-
liche Maßnahmen zur Substanzerhaltung des Ge-
bäudes unternommen hat. Von der Vorschrift werden 
Fälle bis zum Grenzbereich zur Sachenrechtsbereini-
gung erfaßt. Nach Verlängerung der Kündigungs-
schutzfristen in § 38 SchuldRAnpG ist eine entspre-
chend angemessene Verlängerung der Frist in § 39 
SchuldRAnpG um fünf Jahre bis zum 31. Dezember 
2015 erforderlich. 

Zu Nummer 3 (Änderung des § 52) 

Die Vorschrift betrifft Grundstücke, die auf der 
Grundlage eines schuldrechtlichen Vertrages mit ei-
nem • zu Wohnzwecken genutzten Gebäude bebaut 
wurden. Bereits nach der derzeitigen Gesetzesfas-
sung ist bei fortbestehender Nutzbarkeit des Gebäu-
des eine ordentliche Kündigung des Grundstücks-
eigentümers bis zum 31. Dezember 2000 ausge-
schlossen (Absatz 1). In den nächsten fünf Kalender-
jahren ist die Eigenbedarfskündigung eingeschränkt 
(Absatz 2 Satz 1). Diese Frist verlängert sich um die 
Restnutzungsdauer des vom Nutzer errichteten Ge-
bäudes, längstens bis zum 31. Dezember 2020 
(Absatz 2 Satz 3). In der Begründung zum damaligen 
Gesetzentwurf ist zum Ausdruck gebracht, daß in 
dieser Fallgruppe der Schutz der vom Nutzer vorge-
nommenen erheblichen Investitionen auf längere 
Frist Vorrang beanspruchen kann vor dem Interesse 
des Eigentümers an einer eigenen Grundstücksnut-
zung. Die Tatsache, daß der Nutzer des Grundstücks 
das Wohngebäude zur Befriedigung seiner elementa- 
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ren Wohnbedürfnisse errichtet hat, rechtfertigt es, 
über den reinen Amortisationsgedanken hinaus ei-
nen weitergehenden Kündigungsschutz als im Falle 
der Errichtung von Gebäuden zu gewerblicher oder 
sonstiger Nutzung einzuräumen. Es bleibt dann - 
wie nach der bisherigen Regelung - ein um zehn 
Jahre längerer Kündigungsschutz als bei den in 
Mietverhältnisse übergeleiteten Überlassungsverträ-
gen gemäß § 39 SchuldRAnpG. Demgemäß ist der 
Ausschluß des Rechts zur ordentlichen Kündigung 
des Grundstückseigentümers bei fortbestehender 
Nutzungsmöglichkeit des Wohngebäudes bis zum 
31. Dezember 2005 gerechtfertigt. Eigenbedarfskün-
digungen werden danach - wie bisher - für die fol- 

genden fünf Jahre bis zum 31. Dezember 2010 ein-
geschränkt. Für den Fall einer möglichen weiteren 
Nutzung (Restnutzungsdauer) wird diese Frist - wie 
bisher - um weitere 15 Jahre bis zum 31. Dezember 
2025 verlängert. Unter Berücksichtigung der Rest-
nutzungsdauer und des Wohnbedürfnisses ist damit 
den berechtigten Interessen des Nutzers eines von 
ihm auf schuldrechtlicher Grundlage errichteten 
Wohngebäudes hinreichend Rechnung getragen. 

Zu Artikel 5  (Inkrafttreten) 
Der Artikel regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

A. Allgemeines 

Mit dem Wirksamwerden des Beitritts st and der Ge-
setzgeber vor der Aufgabe, die offenen Vermögens-
fragen zu regeln und vor allem die Eigentums- und 
Nutzungsverhältnisse an Grund und Boden umfas-
send zu bereinigen. Diese Aufgabe war besonders 
schwierig, weil sich das Vermögens- und Eigentums-
recht der Deutschen Demokratischen Republik zum 
Teil sehr weit von dem Vermögens- und Eigentums

-

recht der alten Bundesländer entfernt hatte. Hinzu 
kam, daß in der früheren Deutschen Demokratischen 
Republik vor allem Nutzungsverhältnisse an Grund 
und Boden oft ohne Berücksichtigung der Boden-
eigentumsverhältnisse, oft auch ohne Beachtung der 
einschlägigen gesetzlichen Vorschriften in vielen 
Fällen rein faktisch gestaltet worden waren. Der Ge-
setzgeber konnte diese große Aufgabe nicht in einem 
Zuge bewältigen. Im Einigungsvertrag konnte nur 
das Vermögensgesetz in seiner ursprünglichen Fas-
sung vom 29. September 1990 und das Investitions-
gesetz vom gleichen Tage erlassen und durch Ein-
stellung entsprechender Überleitungsvorschriften in 
das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetz-
buche die bestehenden Nutzungsverhältnisse an 
Grund und Boden sowie beschränkte dingliche 
Rechte an  Grundstücken mit ihrem bisherigen Inhalt, 
Rang und Umfang aufrechterhalten werden. Im übri-
gen blieb die Neuordnung des Vermögens- und 
Eigentumsrechts der neuen Bundesländer dem ge-
samtdeutschen Gesetzgeber überlassen. Dieser hat 
seine Aufgabe namentlich durch folgende umfang-
reiche Gesetze bewältigt: 

- Gesetz zur Besei tigung von Hemmnissen bei der 
Privatisierung von Unternehmen zur Förderung 
von Investitionen vom 22. März 1991 (BGBl. I 
S. 766), 

- Zweites Vermögensrechtsänderungsgesetz vom 
14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257), 

- Registerverfahrensbeschleunigungsgesetz vom 
20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2182), 

- Sachenrechtsänderungsgesetz vom 21. September 
1994 (BGBl. I S. 2457), 

- Schuldrechtsänderungsgesetz vom 21. September 
1994 (BGBl. I S. 2538) und 

- Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz 
vom 27. September 1994 (BGBl. I S. 2624). 

Zu diesen Gesetzen sind eine Reihe von Ausfüh-
rungsvorschriften ergangen, von denen insbesondere 
folgende zu nennen sind: 

- Unternehmensrückgabeverordnung vom 13. Juni 
1991 (BGBl. I S. 1542), 

- Nutzungsentgeltverordnung vom 22. Juli 1993 
(BGBl. I S. 1339), 

- Hofraumverordnung vom 24. September 1993 
(BGBl. I S. 1658), 

- Gebäudegrundbuchverfügung vom 15. Juli 1994 
(BGBl. I S. 1606), 

- Grundbuchvorrangverordnung vom 3. Oktober 
1994 (BGBl. I S. 2796), 

- Sonderungsplanverordnung vom 2, Dezember 
1994 (BGBl. I S. 3701), 

- Sachenrechts-Durchführungsverordnung 	vom 
20. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3900), 

- Schuldverschreibungsverordnung vom 21. Juni 
1995 (BGBl. I S. 846). 

Mit diesen Gesetzen und Verordnungen steht ein 
umfassendes Instrumentarium zur Neuordnung des 
Vermögens- und Eigentumsrechts zur Verfügung, 
das sich bewährt hat und keiner grundsätzlichen Ä n-
derungen bedarf. Dies gilt gerade auch im Hinblick 
auf die Rechtstellung des Nutzers eines fremden 
Grundstücks. Seine Interessen sind insbesondere 
im Vermögensgesetz, im Sachenrechtsbereinigungs- 
und im Schuldrechtsanpassungsgesetz in größtmög-
lichem Umfang berücksichtigt worden. Der redliche 
Erwerb schließt in großem Umfang die Rückübertra-
gung nach dem Vermögensgesetz aus. Soweit ein 
Ausschluß nicht begründet ist, bestehen zusätzlich 
Ankaufsrechte nach § 121 des Sachenrechtsbereini-
gungsgesetzes, das dem Nutzer im übrigen auch 
dann Rechte einräumt, wenn er keine förmlichen, 
sondern nur faktische Posi tionen erworben und In- 
vestitionen vorgenommen hat. Im Schuldrechtsan-
passungsgesetz trägt eine großzügige Kündigungs-
schutzregelung Sorge dafür, daß der Besitz eines Er-
holungsgrundstückes dem Nutzer sehr lange erhal-
ten bleibt. Die Bundesregierung teilt deshalb nicht 
die Einschätzung des Bundesrates, daß die bisher er-
lassenen Vorschriften Lücken offenlassen, die insbe-
sondere eine Verbesserung der Rechtsstellung des 
Nutzers erforderlich machen. 

Im Mietrecht ist die Bundesregierung dem Auftrag 
aus dem Einigungsvertrag nachgekommen, die Mie-
ten auf die Vergleichsmiete unter Berücksichtigung 
der Einkommensentwicklung im Beitrittsgebiet an-
zuheben. 

- Die Erste Grundmietenverordnung (1. GrundMV) 
und die Betriebskosten-Umlageverordnung, beide 
vom 17. Juni 1991 (BGBl. I S. 1269 und 1270), bil-
den die Grundlage der Mietenreform. 

- Aufgrund der gestiegenen Mietereinkommen 
konnten zum 1. Januar 1993 und zum 1. Januar 
1994 mit der Zweiten Grundmietenverordnung 
(2. GrundMV) vom 27. Juli 1992 (BGBl. I S. 1416) 
weitere Anpassungsschritte in Richtung auf das 
Vergleichsmietensystem vollzogen werden. 
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- Mit dem Mietenüberleitungsgesetz vom 6. Juni 
1995 (BGBl. I S. 748) ist der letzte Schritt getan; ab 
Anfang 1998 wird im Beitrittsgebiet das Ver-
gleichsmietensystem gelten. 

Die Rechtseinheit wird deshalb 1998 im Miethöhe- 
recht erreicht sein. Unter diesem Gesichtspunkt sieht 
die Bundesregierung keine Notwendigkeit für eine 
weitere Verlängerung von Sonderrechten für den 
Kündigungsschuh im Beitrittsgebiet. 

Die Bundesregierung verkennt allerdings nicht, daß 
sich bei großen Regelungswerken der dargestellten 
Art  Verbesserungsbedarf in dem einen oder anderen 
Punkt ergeben kann. Hierzu liegen bereits konkrete 
Vorschläge der Länder und der notariellen Praxis 
zum Dienstbarkeitsrecht, zur Grundbuchbereinigung 
und zum Erbbaurecht vor. Diese und künftig anfal

-

lende Vorschläge wird die Bundesregierung prüfen 
und zu gegebener Zeit konkrete Vorschläge unter-
breiten. Hierbei soll vor allem in zeitlicher Hinsicht 
auch dem Umstand Rechnung getragen werden, daß 
die Fähigkeit der Gerichte und Behörden zur Auf-
nahme und sinnvollen Umsetzung der erlassenen 
Vorschriften an ihre Grenzen zu stoßen beginnt. Ge-
richten und Behörden wird deshalb Zeit zu geben 
sein, sich mit den erlassenen Vorschriften zu befas-
sen und nach den zweckmäßigsten Wegen zu su-
chen, diese in der Praxis umzusetzen. Die Bundes

-

regierung wird ihr Augenmerk auch darauf lenken, 
daß sich die Änderungen auf das notwendige Maß 
beschränken und möglichst gebündelt erfolgen. Vor 
diesem Hintergrund kann die Bundesregierung dem 
vorliegenden Gesetzentwurf überwiegend nicht zu-
stimmen, und zwar aus folgenden Gründen: 

- Der Entwurf versucht vor allem im Vermögens-
und Schuldrechtsanpassungsgesetz die den bisher 
erlassenen Vorschriften zugrundeliegenden Wet-
tungen einseitig zu Lasten des Aasmelders bzw. 
des Grundstückseigentümers zu verschieben, 
ohne daß dies sachlich geboten wäre. 

Bei den rückständigen Entschädigungen soll eine 
einseitige Umschichtung von Entschädigungs-
lasten auf Kosten des Bundes erfolgen. 

- In der Frage der Behandlung zivilrechtlicher Män-
gel von Enteignungen steht ein Regelungsbedarf 
noch nicht fest. 

- Im übrigen enthält der zahlenmäßig überwiegen-
de Teil der Vorschläge Klarstellungen, auf die die 
Praxis im wesentlichen nicht angewiesen ist. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Änderung des Vermögensgesetzes) 

Zu Nummer I (Änderung von § 3) 

§ 3 Abs. 3 des Vermögensgesetzes verpflichtet den 
Verfügungsberechtigten eines von einem Restitu-
tionsanspruch betroffenen Vermögenswertes, folgen-
de Geschäfte ohne Zustimmung des Aasmelders zu 
unterlassen: 

1. den Abschluß dinglicher Rechtsgeschäfte (z. B. die 
Veräußerung), 

2. die Eingehung langfristiger vertraglicher Ver-
pflichtungen, 

3. die Vornahme von Handlungen, welche die spä

-

tere Dispositionsfreiheit des  Alteigentümers über 
den Vermögenswert nicht nur unerheblich beein-
trächtigen (z. B., Zerstörung, Beschädigung, Abriß, 
Umbau, Anbau, Neubau, Modernisierung). 

Dieser Schutz soll nach dem Entwurf bei Enteignun-
gen, die ausschließlich auf besatzungsrechtlicher 
oder besatzungshoheitlicher Grundlage vorgenom

-

men wurden, sowie bei Vorhandensein dinglicher 
Nutzungsrechte beseitigt werden. Diesen Änderun-
gen kann aus folgenden Gründen nicht zugestimmt 
werden: 

- Die Herausnahme von Enteignungen, die auf be-
satzungsrechtlicher oder besatzungshoheitlicher 
Grundlage beruhen, orientiert sich zwar an der 
Bereichsausnahme in § 1 Abs. 8 Buchstabe a des 
Vermögensgesetzes. Dabei wird aber nicht be-
rücksichtigt, daß diese Bereichsausnahme nur auf 
den ersten Blick abgrenzungsscharf ist, weil im 
Einzelfall streitig sein kann, ob eine Enteignung 
auf besatzungsrechtlicher oder besatzungshoheit-
licher Grundlage beruht. In dieser - entscheiden-
den - Frage führt der Vorschlag gegenüber dem 
geltenden Recht, wonach § 3 Abs. 3 des Vermö-
gensgesetzes für offensichtlich unbegründete An-
meldungen nicht gilt, nicht weiter. Für die Praxis 
ist damit also nichts gewonnen. Im Ergebnis wird 
vielmehr in einer Vielzahl von Fällen erst mit der 
bestandskräftigen Entscheidung des Amtes oder 
Landesamtes zur Regelung offener Vermögens-
fragen feststehen, ob die Ausnahme greift oder 
nicht. 

- Die Herausnahme von Grundstücken, die mit 
dinglichen Nutzungsrechten belastet sind, beruht 
auf der Annahme, daß jeder Inhaber eines ding-
lichen Nutzungsrechts redlich ist. Diese Annahme 
mag zwar durchaus für eine Vielzahl von Fällen 
zutreffend sein. Die Verfügungsbeschränkung des 
§ 3 Abs. 3 des Vermögensgesetzes hat aber gerade 
den Zweck, die Rechtsposition des Alteigentümers 
zu sichern, bis geklärt ist, ob ein Fa ll  von Unred-
lichkeit vorliegt oder nicht. Es geht nicht an, be-
reits vor der Entscheidung des Amtes zur Rege-
lung offener Vermögensfragen von Gesetzes we-
gen vollendete Tatsachen zu schaffen. Das würde 
hier aber geschehen, weil der Anmelder nach dem 
vorgeschlagenen § 3 Abs. 3 Satz 7 des Vermögens-
gesetzes auch die Aufwendungen des unred lichen 
Nutzers zu ersetzen hätte, und zwar sogar ohne 
Rücksicht darauf, ob sie zu einer Wertsteigerung 
oder Werterhaltung des Grundstücks geführt ha-
ben. 

Bei der Zulassung von Modernisierungsmaßnahmen 
ist zunächst zu berücksichtigen, daß den Verfü-
gungsberechtigten nach § 3 Abs. 3 des Vermögens-
gesetzes solange, bis der Vermögenswert wieder an 
den früheren Eigentümer zurückgeführt wird, die 
Pflichten eines Geschäftsführers ohne Auftrag tref-
fen. Er darf daher - abgesehen von den nach den Be-
stimmungen des Investitionsvorranggesetzes zuläs

-

sigen investiven Aufwendungen - im wesentlichen 
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nur solche Geschäfte tätigen, die der Erfüllung von 
Rechtspflichten des Eigentümers oder der Instandset-
zung, Instandhaltung oder Bewirtschaftung des Ver-
mögenswertes dienen. 

Bei diesem Grundsatz wird es aus der Sicht der Bun-
desregierung bleiben müssen. Es wird also - auch 
aus verfassungsrechtlichen Gründen (Artikel 14 des 
Grundgesetzes) - nicht möglich sein, allein das 
überwiegende Interesse des Verfügungsberechtig-
ten, bestimmte Maßnahmen durchzuführen und da-
mit die Verfügungsbeschränkung zu durchbrechen, 
entscheiden zu lassen. Ob zur Sicherung eines be-
stimmten Mindeststandards in restitutionsbehafteten 
Wohngebäuden neben Maßnahmen der Instandset-
zung und Instandhaltung auch bestimmte Maßnah-
men der Modernisierung nach § 3 Abs. 3 des Ver-
mögensgesetzes zugelassen werden können, bedarf 
einer intensiven fachlichen Erörterung. 

Zu Nummer 2 (Änderung von § 7 Abs. 7) 

Nummer 2 stellt sich als Folgeänderung zu Nummer 1 
dar; auf die dortigen Ausführungen wird verwiesen. 

Zu Nummer 3 (Änderung von § 9) 

Dieser Änderung kann die Bundesregierung nicht 
zustimmen, weil sie sie nicht für sachgerecht hält. 

Die Rechtslage zur Erfüllung eines Anspruchs auf 
Enteignungsentschädigung, der nach den zum Zeit-
punkt der Enteignung in der DDR anzuwendenden 
gesetzlichen Bestimmungen begründet war, aber 
nicht erfüllt worden ist (sogenannte steckengeblie-
bene Entschädigungen), stellt sich wie folgt dar: 

1. Nicht nur das Sachobjekt selbst, sondern auch der 
im Falle einer nicht rechtsstaatswidrigen Enteig-
nung an seine Stelle getretene Entschädigungsan-
spruch kann einer Zwangsmaßnahme im Sinne 
von § 1 Abs. 1 bis 7 des Vermögensgesetzes, insbe-
sondere einer unlauteren Machenschaft im Sinne 
von § 1 Abs. 3 des Vermögensgesetzes, ausgesetzt 
gewesen sein. Sind die gesetzlichen Vorausset-
zungen einer solchen Schädigung zu bejahen, be-
steht ein Anspruch auf Entschädigung für den ent-
zogenen Entschädigungsanspruch, dessen Höhe 
sich nach § 5 des Entschädigungsgesetzes bemißt. 

Auch ein bereits bestandskräftig abgeschlossenes 
Restitutionsverfahren ist auf Anregung des Be-
rechtigten hin von Amts wegen wieder aufzuneh-
men, wenn dieser Aspekt bei der Entscheidung 
unberücksichtigt geblieben ist. Die bestandskräf-
tige Entscheidung ist in einem solchen Fall entge-
gen dem äußeren Anschein nur eine Teilentschei-
dung über den geltend gemachten vermögens-
rechtlichen Anspruch. 

2. War Nachlässigkeit - sei es des Enteigneten, sei es 
der damals zuständigen Stellen - die Ursache für 
die unterlassene Festsetzung der Entschädigung 
oder für die unterlassene Erfüllung einer festge-
setzten Entschädigung, handelt es sich also nicht 
um eine gruppenspezifische politische Diskrimi-
nierung oder eine unlautere Machenschaft im Ein-
zelfall, besteht kein Anspruch nach dem Vermö-
gensgesetz. Vielmehr ist nach dem im Zeitpunkt 

der die Entschädigung begründenden Maßnahme 
geltenden DDR-Recht zu urteilen, und der Ent-
schädigungsanspruch richtet sich gegen diejenige 
Gebietskörperschaft oder sonstige öffentliche 
Hand, der der enteignete Vermögenswert nach 
den Bestimmungen des Einigungsvertrages zuge-
fallen ist. Die Artikel 21 und 22 des Einigungs-
vertrages sehen zur Frage nach dem heutigen 
Schuldner des Entschädigungsanspruchs vor, daß 
bei der Zuordnung einer bestimmten öffentlichen 
Zwecken dienenden Vermögensmasse die Rechte 
und Pflichten auf den Träger öffentlicher Verwal-
tung übergehen, dem die Vermögensmasse zuge-
ordnet wird. Der in den Artikeln 21 und 22 des Eini

-

gungsvertrages verwendete Beg riff des Vermö-
gens bezeichnet dabei den Inbegriff aller Aktiva 
und Passiva, die auf den als wirtschaftliche Einheit 
zu betrachtenden Vermögensgegenstand konkret 
bezogen sind. In diese Richtung deutet auch das 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 8. Juli 
1994 (7 C 36.93, abgedruckt in VIZ 1994 S. 541 = 
ZOV 1994 S. 405 mit Anm. Gruber VIZ 1994 
S. 667). Für Objekte, die der Wohnungsversorgung 
dienen, ist die „gleichzeitige Übernahme der 
anteiligen Schulden" sogar ausdrücklich bestimmt 
(Artikel 22 Abs. 4 Satz 3 des Einigungsvertrages). 

Der Schuldner kann die Einrede der Verjährung 
nur erheben, wenn dies keine unzulässige Rechts-
ausübung darstellt. 

In der Sache soll mit der Änderung des § 9 des Ver-
mögensgesetzes also nicht die Klärung einer noch of-
fenen Frage, sondern eine Umverteilung der Ent-
schädigungspflichten zu Lasten des Entschädigungs-
fonds erreicht werden. Dies kann die Bundesregie-
rung nicht akzeptieren. Die geltende Regelung ent-
spricht einem hergebrachten Grundsatz, daß Ver-
bindlichkeiten grundsätzlich von dem zu erfüllen 
sind, dem die Vermögenswerte gehören und unter 
deren Einsatz die Verbindlichkeiten auch zu erfüllen 
sind. Denn ohne dieses Haftungssubstrat wäre der 
Schuldner der Verbindlichkeiten nicht in der Lage, 
diese zu erfüllen. 

Dieser Zusammenhang zwischen Vermögenswert 
und Verbindlichkeit wird gerade bei der hier vorge-
schlagenen Änderung besonders deutlich. Die rück-
ständigen Entschädigungszahlungen sollen nicht 
von den durch die zugrundeliegenden Enteignungen 
begünstigten Körperschaften, also vorwiegend den 
Kommunen und den Ländern, sondern allein von 
dem Entschädigungsfonds bezahlt werden. Dem Ent-
schädigungsfonds soll also eine zusätzliche Last auf-
gebürdet werden. Er hat jedoch für neue Aufgaben 
keine Reserven und wäre daher gar nicht in der 
Lage, diese Verbindlichkeit zu erfüllen. 

Zu Nummer 4 (Änderung von § 11 b Abs. 1) 

Die Bundesregierung hält diese Regelung nicht für 
erforderlich. 

Dem Bürger, der die Bestellung eines gesetzlichen 
Vertreters nach Maßgabe von § 11 b des Vermögens-
gesetzes beantragt, entstehen im Ergebnis schon 
jetzt keine Kosten. Zwar muß der Bürger dem Vertre-
ter zunächst seine Aufwendungen ersetzen. Die da- 
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für entstehenden Kosten kann er aber in entspre-
chender Anwendung des § 16 Abs. 3 Satz 2 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (vgl. § 11 b Abs. 1 Satz 4 
des Vermögensgesetzes) auf den Vertretenen abwäl-
zen. Auch die zwischenzeitliche Belastung des Bür-
gers läßt sich vermeiden. Es ist nämlich in aller Regel 
sachgerecht, entweder eine juristische Person des 
öffentlichen Rechtes oder aber eine kommunale Ge-
sellschaft mit der Vertretung zu beauftragen. Diese 
werden regelmäßig in der Lage sein, dem Bürger die 
von ihm an sich geschuldete Zahlung zu stunden, bis 
er sie gleich an den Vertretenen weiterreichen kann. 

Zu Nummer 5 (Änderung von § 20 VermG) 

Auch dieser Regelung kann die Bundesregierung 
nicht zustimmen. 

Mit dem Vorkaufsrecht nach § 20 des Vermögensge-
setzes soll den Mietern und Nutzern nicht eine Blei-
bemöglichkeit gesichert, sondern ein gewisser Aus-
gleich dafür gewährt werden, daß sie sich nach er-
folgter Restitution oder Aufhebung der staatlichen 
Verwaltung mit einem neuen Vertragspartner ar-
rangieren müssen (vgl. Bericht des Rechtsausschus-
ses zum Registerverfahrensbeschleunigungsgesetz, 
Drucksache 12/6228 S. 103). Der mit der Einräumung 
des Vorkaufsrechts bezweckte Schutz der Mieter und 
Nutzer von Ein- und Zweifamilienhäusern sowie von 
Erholungsgrundstücken setzt also erst nach der 
Rückübertragung des be treffenden Grundstücks auf 
den Berechtigten bzw. nach der Aufhebung der 
staatlichen Verwaltung ein. Deshalb gewährt das 
Vorkaufsrecht nach § 20 des Vermögensgesetzes den 
Mietern und Nutzern keine Rechtsposition bei der 
Abtretung des Rückübertragungsanspruchs (vgl. 
Bundesverwaltungsgericht in VIZ 1994 S. 127 f.). Mit 
diesem Sinn und Zweck des Vorkaufsrechts nach § 20 
des Vermögensgesetzes wäre die vorgeschlagene Re-
gelung nicht vereinbar. Diese würde auch dem We-
sen des Vorkaufsrechts widersprechen: Denn ein 
Vorkaufsfall liegt nur bei einem Verkauf des betref-
fenden Grundstücks vor. Der Erwerber des Rück-
übertragungsanspruchs rückt hinsichtlich des Vor-
kaufsrechts nach § 20 des Vermögensgesetzes in die 
Rechtsstellung des Berechtigten ein. Der Mieter oder 
Nutzer kann daher sein Vorkaufsrecht ausüben, 
wenn der Erwerber des Rückübertragungsanspruchs 
das Grundstück an einen Dritten weite rverkauft. 

Der vorgeschlagenen Regelung bedarf es auch nicht 
zum Schutz der Mieter und Nutzer vor einer even-
tuellen (Eigenbedarfs-)Kündigung durch den Erwer-
ber des Rückübertragungsanspruchs, der nach § 16 
Abs. 2 Satz 1, § 17 Satz 1 des Vermögensgesetzes mit 
der Rückübertragung des Eigentums an dem betref-
fenden Grundstück in die bestehenden Miet- und 
Nutzungsverhältnisse eintritt. Gegen die Gefahr 
einer solchen Kündigung sind die Mieter und Nutzer 
bereits durch die Vorschriften des sozialen Miet-
rechts, insbesondere durch die sogenannte Sozial-
klausel des § 556 a BGB ausreichend geschützt. Dies 
gilt auch für den Grundstückserwerber, dessen Er-
werb (weil er nicht redlich gewesen, nach dem 
18. Oktober 1989 erfolgt oder nicht mehr zum Grund-
buchvollzug gelangt ist) nicht restitutionsfest ist, und 

der deswegen wieder Mieter wird (§ 17 Satz 5 des 
Vermögensgesetzes). 

Das vorgeschlagene Vorkaufsrecht am Restitutions-
anspruch könnte zudem immer nur künftige Abtre-
tungsfälle erfassen. Denn es wäre aus verfassungs-
rechtlichen Gründen (Artikel 14 des Grundgesetzes) 
ausgeschlossen, dem Zessionar einen erworbenen 
Restitutionsanspruch rückwirkend wieder wegzu-
nehmen, indem man die bereits vollzogene Abtre-
tung nachträglich als Vorkaufsfall deklarierte und 
dem Nutzer ein Eintrittsrecht einräumte. Nach Ein-
schätzung der Bundesregierung ist der Handel mit 
Restitutionsansprüchen, der unmittelbar nach der 
Wiedervereinigung in größerem Umfang zu beob-
achten war, mittlerweile erheblich zurückgegangen. 
Die Einführung eines Vorkaufsrechts am Restitu-
tionsanspruch würde also nichts Nennenswertes 
mehr bewirken. Es bestünde im Gegenteil die Ge-
fahr, damit nur den Unmut und Protest derer hervor-
zurufen, denen das Vorkaufsrecht nichts mehr nüt-
zen würde, weil es für sie zu spät käme. 

Zu Nummer 6 (Änderung von § 33) 

Die Bundesregierung stimmt dieser Regelung nicht 
zu. 

Das geltende Recht läßt die angestrebte Form der 
Teilverbescheidung zu. Das folgt aus § 31 Abs. 7 des 
Vermögensgesetzes in Verbindung mit den §§ 9, 10 
und 35 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Soweit 
nämlich eine Behörde den Antrag auch vollständig 
verbescheiden kann, kann sie ihn auch teilweise be-
scheiden (Bundesverwaltungsgericht, BVerwGE 72, 
S. 306; Kopp, Verwaltungsverfahrensgesetz, 5. Aufl. 
1991, § 9 Rn. 37, 38). Voraussetzung ist allein, daß der 
Gegenstand des Antrags teilbar ist (Kopp a. a. O. 
Rn. 41, 42). Das ist hier der Fall. Ein Teilbescheid, mit 
dem der Ausschluß der Rückübertragung gemäß § 4 
Abs. 1 und 2, § 5 des Vermögensgesetzes festgestellt 
wird, hat keine Präjudizwirkung für den anschließen-
den Entschädigungsanspruch. Dieser setzt nämlich 
nicht nur den Ausschluß der Rückübertragung nach 
§§ 4 und 5 des Vermögensgesetzes, sondern vor al-
lem voraus, daß der Anmelder dem Grunde nach an-
spruchsberechtigt ist. Diese Frage kann für den Aus-
schluß der Rückübertragung aber offen bleiben, weil 
es für diesen hierauf nicht ankommt. Aus den Grün-
den des ablehnenden Teilbescheids ergibt sich, daß 
allein über den Ausschluß der Rückübertragung ent-
schieden werden soll und über die Berechtigung 
dem Grunde nach noch nicht entschieden worden 
ist. 

In der Praxis wird von der Möglichkeit, ablehnende 
Bescheide allein auf einen der Ausschlußtatbestände 
der §§ 4, 5 des Vermögensgesetzes zu stützen, aller-
dings verbreitet deswegen kein Gebrauch gemacht, 
weil die Erfahrung gezeigt hat, daß dera rtige Be-
scheide in der Regel ohnehin nicht bestandskräftig 
werden. Es erscheint in der Tat nicht sehr sinnvoll, 
durch den Erlaß von Teilbescheiden kostenträchtige 
gerichtliche Auseinandersetzungen der Beteiligten 
über das Vorliegen von Ausschlußtatbeständen zu 
provozieren, denen später vollständig der Boden ent-
zogen wird, wenn im Schlußbescheid die Anspruchs-
berechtigung schon dem Grunde nach verneint wird. 
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Die vorgeschlagene Regelung geht mithin an  den Be-
dürfnissen der Praxis vorbei. 

Zu Nummer 7 (Neufassung von § 37 Abs. 1) 

Auch dieser Regelung stimmt die Bundesregierung 
nicht zu, weil sie sie nicht für erforderlich hält. 

Die Erwähnung des Antrags auf gerichtliche Ent-
scheidung anstatt der verwaltungsgerichtlichen Kla-
ge in § 37 Abs. 1 Satz 1 des Vermögensgesetzes ist 
unschädlich, so daß eine Änderung entbehrlich ist. 
Der Ausschluß einer Zuständigkeitsrüge im verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren ist in § 37 Abs. 1 Satz 2 
des Vermögensgesetzes in seiner geltenden Fassung 
bereits geregelt, so daß eine zusätzliche Regelung 
desselben Inhalts nicht erforderlich ist. 

Zu Artikel 2 (Änderungen des Investitionsvorrang-
gesetzes) 

Zu Nummer I (Änderung von § 3 Abs. 1) 

Mit der Änderung greift der Entwurf einen Vorschlag 
auf, den die Fraktion der SPD in die Beratungen 
des Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetzes im 
Deutschen Bundestag eingeführt hat. Seinerzeit ist 
der Vorschlag mit der Mehrheit der Koalitionsfraktio-
nen abgelehnt worden. In der Beschlußempfehlung 
des federführenden Rechtsausschusses zum Zwei-
ten Vermögensrechtsänderungsgesetz heißt es dazu 
(Drucksache 12/2944 S. 58): 

„Dieser Antrag wurde mit der Mehrheit der Koali-
tionsfraktionen im Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau abgelehnt. Nach Ansicht 
der Fraktion der SPD hätte man durch eine solche 
Maßnahme einen investiven Schub erreichen kön-
nen. Demgegenüber überwogen nach Auffassung 
der Mehrheit die Gefahren eines solchen Schrittes: 
Man werde den Anwendungsbereich dieses Inve-
stitionszwecks nicht mehr beherrschen können. 
Auch werde dadurch der Druck auf Mieter zuneh-
men, wegen Investitionen ihre Wohnungen zu räu-
men. " 

Daran hat sich nach Auffassung der Bundesregie-
rung im Grundsatz nichts geändert. 

Zu Nummer 2 (Änderung von § 4 Abs. 1 Satz 2) 

Die Bundesregierung wird im September 1995 eine 
Rechtsverordnung zur Verlängerung des Investi-
tionsvorranggesetzes vorlegen. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche) 

Zu Nummer I (Änderung von Artikel 232 § 2) 

Der Regelung wird nicht zugestimmt. 

Sondervorschriften für Mietverträge in den neuen 
Bundesländern in Artikel 232 § 2 des Einführungsge-
setzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche sind durch das 
Gesetz vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2116) nach 
eingehender Diskussion bis zum Ablauf des 31. De-
zember 1995 verlängert worden. Nach Auffassung 

der Bundesregierung war diese Verlängerung ausrei-
chend, um den Mietern in den neuen Bundesländern 
eine Umstellung auf das soziale Mietrecht des Bür-
gerlichen Gesetzbuches zu ermöglichen. Die Vor-
schriften des sozialen Mietrechts des Bürgerlichen 
Gesetzbuches schränken die Rechte des Vermieters, 
den Mietvertrag zu kündigen, stark ein und bewir-
ken damit einen hohen Schutz des Mieters. Dieser 
reicht auch unter Berücksichtigung der Besonderhei-
ten in den neuen Ländern aus. Ein Fortbestand von 
Artikel 232 § 2 des Einführungsgesetzes zum Bürger-
lichen Gesetzbuche ist daher nicht geboten. 

Zu Nummer 2 (Änderung von Artikel 233) 

Zu Buchstabe a - Änderung von § 2 Abs. 3 

Der Änderung wird aus den gleichen Gründen wie 
der in Artikel 1 Nr. 4 vorgesehenen Änderung nicht 
zugestimmt. 

Zu Buchstabe b - Streichung von § 2 a Abs. 5 Satz 2 

Diesem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Streichung von Artikel 233 § 2 a Abs. 5 Satz 2 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
ist durch Artikel 3 Nr. 2 des am 9. Juli 1995 in 
Kraft getretenen Vermögensrechtsanpassungsgeset-
zes vom 4. Juli 1995 (BGBl. I S. 895) bereits erfolgt. 

Zu Buchstabe c - Einfügung von § 2 d neu 

Es geht um die Frage, ob eine allgemeine Heilung 
zivilrechtlicher Mängel von Erwerbsverträgen und 
Enteignungsakten erforderlich ist. Diese Diskussion 
wurde ausgelöst durch das Urteil des V. Senats des 
Bundesgerichtshofs vom 11. Februar 1994 (NJW 1994 
S. 1283, vgl. auch Urteil vom 24. Juni 1994, ZOV 1994 
S. 386). Diese Entscheidung hatte Signalwirkung. Sie 
wurde von vielen als eine Einladung dazu verstan-
den, die Wirksamkeit von Enteignungsakten sowie 
Erwerbsverträgen aus und zum Volkseigentum zu 
hinterfragen. Es schien so, als könne das Vermögens-
gesetz und insbesondere dessen § 4 Abs. 2 mit Hilfe 
des Zivilrechts unter dem Gesichtspunkt der Nichtig-
keit einer Enteignung oder eines Erwerbsgeschäftes 
unterlaufen werden. Demgegenüber stellte sich das 
Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 
30. Juni 1994 (NJW 1994 S. 2713 = ZOV 1994 S. 402) 
auf den Standpunkt, daß Wirksamkeitsmängel „un-
erheblich [seien], soweit sie ohne Einfluß auf den 
Vermögensverlust zu Zeiten der DDR waren" . 

Dieser sich bisher abzeichnende Gegensatz in den 
Auffassungen des Bundesgerichtshofs und des Bun-
desverwaltungsgerichts wird mit dem Urteil des Bun-
desgerichtshofs vom 17. März 1995 (V ZR 100/93) 
entschärft. Nach diesem Urteil ist eine Berufung auf 
zivilrechtliche Mängel dann ausgeschlossen, wenn 
der Fehler einen Tatbestand des Vermögensgesetzes 
erfüllt. Das Urteil des Bundesgerichtshofs entzieht 
dem Vorschlag des Entwurfs zu einem erheblichen 
Teil die Grundlage. Dieser Vorschlag zielt darauf ab, 
ein Unterlaufen von § 4 Abs. 2 des Vermögensgeset-
zes mit Hilfe des Nichtigkeitsargumentes zu verhin-
dern. Das ist nach dem Urteil des Bundesgerichtshofs 
nicht mehr nötig. 
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Es wird aber zu prüfen sein, ob die Rechtsprechung 
auch im übrigen zu bef riedigenden Ergebnissen führt. 

Zu Buchstabe d - Änderung von § 11 

Zu Unterbuchstabe aa - Änderung von Absatz 3 
Satz 2 und 3 

Gegen die vorgeschlagene Änderung bestehen keine 
Bedenken. 

Zu Unterbuchstabe bb - Ergänzung von Absatz 4 

Gegen die vorgeschlagene Regelung bestehen keine 
Bedenken. 

Zu Unterbuchstabe cc 

Die vorgeschlagene Änderung betrifft einen Bereich 
mit weiteren prüfungsbedürftigen Sachverhalten. Es 
gibt über die nicht vollzogenen Besitzwechselproto-
kolle und Entscheidungen hinaus auch eine Reihe 
von Fällen, in denen durch die zuständigen Stellen 
die Umschreibung von Bodenreformstellen in Volks-
eigentum bewirkt wurde, ohne daß dafür ein sach-
licher Grund, z. B. die Aufgabe der Wirtschaft, be-
standen hätte. Außerdem sind in vielen Fällen LPG 
nicht als Rechtsträger von Volkseigentum, sondern 
als Eigentümer eingetragen worden, was nach dem 
einschlägigen Beschluß des Präsidiums des Obersten 
Gerichts vom 27. Juli 1965 (Neue Justiz S. 521) nicht 
im Einklang mit den einschlägigen Vorschriften stand. 

Zu Buchstabe e - Änderung von § 12 

Zu Unterbuchstabe aa - Änderung von Absatz 1 

Der Änderung wird nicht zugestimmt. 

In § 12 Abs. 1 wird das Kriterium der Zuteilungs-
fähigkeit bei den faktischen Besitzwechseln verwen-
det. Dieser faktische Besitzwechsel war in den Vor-
schriften der Deutschen Demokratischen Republik 
über den Besitzwechsel bei Bodenreformgrundstük-
ken gar nicht vorgesehen, so daß schon deshalb nicht 
davon gesprochen werden kann, daß die Zuteilungs-
fähigkeit hier systemwidrig ist. Sie hat den Zweck, 
nicht jeden faktischen Besitzwechsel in den Schutz-
zweck der Norm einzubeziehen, weil nicht jeder fak-
tische -Besitzwechsel schutzwürdig ist. Nur mit dem 
Merkmal der Zuteilungsfähigkeit kann der Begriff 
des faktischen Besitzwechsels einigermaßen kon-
turenscharf gehalten werden. Streicht man dieses 
Merkmal, wird die Praxis den faktischen Besitzwech-
sel kaum noch von der bloßen Inbesitznahme unter-
scheiden können. 

Zu Unterbuchstabe bb - Änderung von Absatz 2 

Zur Änderung zu Dreifachbuchstabe aaa wird auf die 
Ausführungen zu Unterbuchstabe aa Bezug genom-
men. Im übrigen bestehen keine Bedenken. 

Zu Unterbuchstabe cc - Neufassung des Absatzes 3 

Die Neufassung bringt das Gewollte in der geltenden 
Fassung deutlicher zum Ausdruck. Gegen die Ände-
rung bestehen deshalb keine Bedenken. 

Zu den Buchstaben f, g und h - Änderung von §§ 13, 
14 und 16 

Gegen die vorgeschlagenen Klarstellungen bestehen 
keine Bedenken. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Schuldrechts-
anpassungsgesetzes) 

Zu Nummer I (Änderung von § 38) 

Beiden Änderungen stimmt die Bundesregierung 
nicht zu, weil sie hierfür keinen sachlichen Grund er-
kennen kann. 

Überlassungsverträge zu Wohnzwecken werden in 
§ 34 des Schuldrechtsanpassungsgesetzes dem Recht 
der Wohnraummiete unterstellt. Der Grund hierfür 
liegt darin, daß sich ein Überlassungsvertrag zu 
Wohnzwecken sachlich nicht von einem Mietvertrag 
unterscheidet. Aus diesem Grund ist in §§ 38, 39 des 
Schuldrechtsanpassungsgesetzes eine eigenständige 
Kündigungsschutzregelung vorgesehen worden, die 
sich an das Wohnraummietrecht anlehnt und deut-
lich von dem Kündigungsschutzrecht für Erholungs-
grundstücke in § 23 des Schuldrechtsanpassungsge-
setzes unterscheidet. Dies gilt insbesondere für die 
hier aufgenommenen Fristen, die sich an den Über-
leitungsfristen für das Wohnraummietrecht in Arti-
kel 232 § 2 des Einführungsgesetzes zum Bürger-
lichen Gesetzbuche anlehnen. Damit verträgt sich 
eine Verlängerung der Fristen nicht. Das wird in den 
Vorschlägen zur Verlängerung dieser Fristen nicht 
berücksichtigt. 

§§ 38, 39 des Schuldrechtsanpassungsgesetzes stel-
len im übrigen auch eine angemessene Kündigungs-
schutzregelung dar. Er ist deshalb bei den Beratun-
gen des Entwurfs der Bundesregierung für ein 
Schuldrechtsanpassungsgesetz weder vom Bundes-
rat noch von dem Deutschen Bundestag beanstandet 
worden. Seit Inkrafttreten der Vorschrift am 1. Januar 
1995 sind auch keine Umstände bekannt geworden, 
die die Vorschrift jetzt als unzweckmäßig oder erwei-
terungsbedürftig erscheinen lassen. 

Zu Nummer 2 (Änderung von § 39) 

Diesem Vorschlag wird ebenfalls nicht zugestimmt. 
Es wird auf die Ausführungen zu Nummer 1 Bezug 
genommen. 

Zu Nummer 3 (Änderung von § 52) 

Diesen Änderungen wird nicht zugestimmt. Für sie 
gilt das zu Nummer 1 Ausgeführte entsprechend. 

 


